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Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) 
der Stadt Augsburg 

über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich Ermäßigungsticket als Höchsttarif  
bis zum 30. April 2024 

 
Hintergrund 

 
Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingeführte Deutschlandticket als digitales und deutsch-
landweit gültiges Angebot für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 hinaus fortzuführen. Das bundes-
weit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen Angebot die Nutzung des ÖPNV und 
stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV dar. 
 
Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermäßi-
gungsticket) wurde im Freistaat Bayern für diese Bevölkerungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. Das Ermäßi-
gungsticket ist 20 Euro gegenüber dem regulären Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preisliche Reduktion wird vom 
Freistaat Bayern getragen. 
 
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets einschließlich des Er-
mäßigungstickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln. 
 
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. Januar 2024 sowie eine 
rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt die Stadt Augsburg eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich 
die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet der Stadt Augsburg tätigen Verkehrsunternehmen des allge-
meinen ÖPNV ausschließlich für die in Ziffer 2.3.1. genannten und im Anhang 4 beschriebene Linie 600 im Stadtgebiet Augsburg 
zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile 
seitens der Stadt Augsburg. Hierdurch werden die Vorgaben zum Deutschlandticket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet der 
Stadt Augsburg umgesetzt.  
 

Allgemeinverfügung 
1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), Artikel 8 Ab-
sätze 1 und 3 sowie Artikel 9  Absatz 1  des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG in 
der zum 1. Januar 2024 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 erlässt die Stadt Augsburg die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandti-
ckets als Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von Aus-
gleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandti-
cket für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 30. April 2024. 
 

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  
 
2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 2.3.1) öffentliche Personen-

verkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV auf der nachfolgend spezifizierten Line 600 erbringen, sind verpflichtet, wäh-
rend der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Re-
gionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den 
Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Ta-
rifanerkennungspflicht).  

 
2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen Deutschland-

ticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen Deutschlandticket in 
der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html), ohne dass den Fahrgästen hierfür 
zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht 
zum Vertrieb; soweit vorhanden gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Behörde (gemeinwirtschaft-
liche Verkehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutsch-
landtickets zudem berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutsch-
landticket (vergleiche Beschlussfassung für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus 
dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mo-
bil.nrw/koordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, be-
stehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschie-
ßende Einnahmen abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschlandticket kein Nachteilsaus-
gleich in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-Einnahmewert 2024 übersteigende Betrag entsprechend 
den Vorgaben eines unter Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu verteilen. Konkretisierungen und 

                                                                 
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über 
öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und 
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung 
des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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ausführende Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und der Einnahmeaufteilung sind entsprechend zu beachten. 
Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung er-
forderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei entsprechenden Tarifanträ-
gen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem möglichen und erforderlichen 
Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutsch-
landtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender 
Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind 
einzuhalten.  

 
2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die Beförderung von Studierenden, Auszubilden-

den und Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermäßigten Deutschlandticket (Ermäßigungsticket) gemäß An-
lage 1. Die Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die Anerkennung des Ermäßigungstickets zudem berechtigt und 
verpflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermäßigungsticket ist bei der bun-
desweiten Einnahmeaufteilung mit dem regulären Preis des Deutschlandtickets ohne die ergänzende Ermäßigung in 
Bayern anzusetzen.  

 
2.3.1 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich sachlich/geografisch ausschließlich auf den Linienweg 

der AVV-Buslinie 600 im Stadtgebiet Augsburg gemäß Anlage 4 als Teil des Gebiets, für das die Stadt Augsburg, die 
Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den 
allgemeinen ÖPNV innehat.  

 
3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen 
 
3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personenverkehr auf Grundlage öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses öffent-
lichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den 
Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der 
jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets enthält; 
im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistungen aus 
dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der 
Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentli-
chen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

 
3.2 Bezüglich derjenigen Linien, auf denen öffentliche Personenverkehrsdienste im Einklang mit dieser allgemeinen Vor-

schrift eigenwirtschaftlich erbracht werden, können zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, 
Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und der Stadt Augsburg) abgeschlossen 
werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie 
der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung be-
gründet keine eigenständigen Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsansprüche.  

 
4. Ausgleichsleistungen 
 
4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichsleistungen für 

die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nach-
teile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) 
und der Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit 
jeweils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze 
zu beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrunde liegenden öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsätzen zu regeln. 

 
In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Nrn. 5.4.1 bis 5.4.6 der Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2024.  
 
Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte in den Monaten Januar 2019 bis April 2019 
ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von entsprechenden Ist-
Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zu-
lässig. Diese Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutsch-
landticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren validiert werden. Eine Fortschreibung der hochge-
rechneten Fahrgeldeinnahmen im Verhältnis zu der Veränderung der Betriebsleistungen für die Monate Januar 2024 
bis April 2024 gegenüber dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 nach Nr. 5.4.1.1 Satz 8 der Muster-Richtli-
nien Deutschlandticket 2024 erfolgt nicht, soweit bei der Ermittlung der Soll-Einnahmen die Betriebsleistungsverände-
rung durch die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 2022 oder Prognoseda-
ten bereits berücksichtigt ist.  
 
Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum Deutschlandticket; dieses ist im ersten Schritt bei der 
Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen wie das reguläre Deutschlandticket zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt 
ist eine gesonderte Darstellung der Höhe der zusätzlichen Ausgleichsleistungen für die Ermäßigungstickets nach Maß-
gabe von Nr. 4.1.7 erforderlich. 
 

4.1.1 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschließlich des Jahres 2023 gewährten Ausgleichsleistungen auf 
Grundlage des § 45a PBefG war zur Vermeidung von Verwerfungen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung des 
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Deutschlandtickets eine entsprechende Erklärung zum Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleistungen erforder-
lich.  

 
Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 24. Juli 2023 angepasst. Der Ausgleich nach § 45a PBefG wird durch eine 
landesgesetzliche Regelung ersetzt. Verkehrsunternehmen erhalten für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren 
Laufzeit bis spätestens zum 30. September 2024 beginnt, während der gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leis-
tungen nach dieser allgemeinen Vorschrift. Für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren Laufzeit zwischen dem 
1. Oktober 2024 und dem 31. Dezember 2024 beginnt, erhalten sie diese Leistungen längstens bis zum 31. Juli 2033.  
 
Diese allgemeine Vorschrift umfasst insoweit mit Inkrafttreten der Gesetzesänderung am 1. Januar 2024 auch die Aus-
gleichsleistungen in der Höhe des Betrages, der sich bei entsprechender Anwendung des Verfahrens zur Berechnung 
nach Satz 1 ergibt. Der Ausgleichsanspruch des Unternehmers endet mit Ablauf der Liniengenehmigungen. Der Aus-
gleich wird bei Änderungen des Angebots entsprechend wertanteilig angepasst. Die zum Ausgleich der weggefallenen 
Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten Beträge sind gesondert auszuweisen. Näheres hierzu regelt Nr. 
5.5.3. 
 
Die Höhe der zum Ausgleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten Beträge wird dabei 
pauschaliert auf der Grundlage der Ausgleichshöhe im Jahr 2019 ermittelt und ersetzt diese Ausgleichsleistungen. Auf 
Basis einer ersten Prognose einer linien- bzw. linienbündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichsleistungen 
aus dem Jahr 2019 beantragt der Auftragnehmer über das DTBY-Portal bei dem Auftraggeber bis zum 1. März 2024 
eine Vorauszahlung von 50 Prozent der Ausgleichsleistungen für das Jahr 2024. Diese Zuordnung erfolgt entsprechend 
dem in Anlage 3 beschriebenen Verfahren. Bis zum 1. September 2024 erfolgt die Berechnung der linien- bzw. linien-
bündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichsleistungen im Jahr 2019 durch den Auftragnehmer und bean-
tragt auf dieser Grundlage die zweite Vorauszahlung in Höhe von 50%.  
 
Im Fall wesentlicher Änderungen im Linienangebot oder neuer Verkehre im Zeitraum von 2020 bis 2022 beantragt der 
Auftragnehmer die Vorauszahlungen auf Grundlage der im Jahr 2022 beschiedenen Ausgleichshöhe. Hierfür stellt der 
Auftragnehmer dem Auftraggeber eine valide und nachvollziehbare Berechnung als Grundlage zur Verfügung. Der Auf-
traggeber prüft diese Berechnung zusammen mit der zuständigen Regierung, insbesondere unter Rückgriff auf die Zahl 
der Auszubildenden und Schülerinnen und Schüler. 
 
Für wesentliche Änderungen im Linienangebot sowie neue Verkehre in den Jahren 2023 oder 2024 bildet eine valide 
und nachvollziehbare, vom Aufgabenträger und der Regierung geprüfte und bestätigte Berechnung des Unternehmens 
die Grundlage des Ausgleichs. Diese greift insbesondere auf die Zahl der Schülerinnen und Schüler im Rahmen der 
Bestandssicherung zurück.  
 
Werden während der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift wesentliche Veränderungen des Linienangebotes festge-
stellt, werden die pauschalierten Ausgleichsleistungen wertanteilig angepasst. Die Höhe der Ausgleichsleistungen ver-
ringert sich bei Auslaufen einzelner Liniengenehmigungen entsprechend den Wertanteilen der jeweiligen Linien.  
 
Einzelheiten regelt Anlage 3 zu dieser allgemeinen Vorschrift. 
 
Wesentliche Änderungen werden in der nächsten Auszahlung berücksichtigt. Erforderlichenfalls erfolgt nach Ende der 
Genehmigungslaufzeit oder der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift eine Korrektur; die Regelungen nach Nr. 4.3.4 
finden entsprechend Anwendung. 
 

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für den ge-
setzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weitere bestehende Ta-
rifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen der Stadt Augsburg (zum Beispiel aktuell für das 365-Euro-
Ticket) oder Dritter, die für das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen 
nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustel-
len, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt werden. Hierzu sind die jeweiligen 
Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweisführung (dazu Nr. 5) jeweils 
getrennt und nachvollziehbar darzustellen. 

 
4.1.3 Die Stadt Augsburg kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelungen treffen. 

 
4.1.4 Die Höhe der Ausgleichsleistungen für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets ergibt sich aus der Diffe-

renz zwischen den nach Nr. 5.4.1.2 Satz 1 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 anzusetzenden Fahrgeldein-
nahmen und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungstickets.  

 
4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, wenn und soweit solche erteilt worden sind, bleiben 

unberührt. Ein Anspruch besteht nicht, wenn das jeweilige Verkehrsunternehmen auf anderweitigem Weg (bspw. über 
öffentliche Dienstleistungsaufträge oder andere allgemeine Vorschriften etc.) einen Ausgleich für die Tarifanerkennung 
erhält oder für die jeweiligen Personenverkehrsdienste selbst in Bezug auf die Erlösverantwortung bzw. die Tarifeinnah-
men kein wirtschaftliches Risiko trägt (bspw. aufgrund sog. Bruttoverträge wie im AVV-Regionalbusverkehr). 

 
4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den finanziellen Netto-

effekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit dem Anhang der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  
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4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift entspricht nach dem An-

hang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und negativen) Auswirkungen aus der Erfüllung 
der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung 
des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen. 
Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-
Falls entsprechend Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen können berücksichtigt werden, soweit 
diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Nr. 4.1. 

 
4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren im 

Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das Er-
fordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes gemäß Nr. 7 des Anhangs 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4.3.4; die Umset-
zung ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

 
4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 wie 

folgt gewährleistet: 
 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.  
 
- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4.3.4. 
 

4.3.4  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkompensation im Sinne des 
Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung einer Überkompensation wird unter Beachtung 
der Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf den angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkom-
pensationskontrolle ist jährlich durchzuführen. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifan-
erkennung des Deutschlandtickets nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener Gewinn 
von 5% Prozent vom Umsatz für die zugrunde liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höherer Gewinn kann im 
Einzelfall als angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem europaweit bekanntgemachten Verga-
beverfahren mit mehreren Bietern vergeben wurde und das Verkehrsunternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit 
des öffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne Betrachtung der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine höhere 
Umsatzrendite mit den zugrunde liegenden Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die für die 
Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht so die Überprü-
fung des Vorliegens einer Überkompensation. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns in öffentlichen Dienst-
leistungsaufträgen sind Kosten nur maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich aus dem öffentlichen Dienst-
leistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf können restriktivere Regelungen für den Einzelfall getroffen werden. Änderungen 
beim Angebot und Angebotsunterbrechungen sind entsprechend Nr. 4.1 angemessen zu berücksichtigen. Die Berech-
nung einschließlich der Datengrundlagen müssen für eine Überprüfung der Stadt Augsburg oder deren Beauftragten 
zugänglich gemacht werden (vgl. Nr. 5.8). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen Überkompensation ist eine unter-
nehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im 
Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend Nr. 4.3.1 differenziert 
nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und eigenwirtschaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2026 vorzulegen. Als Er-
gebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf jeden be-
stehenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift 
mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre können die Nachweise gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im Einzelfall 
dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag 
zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzah-
len.  

 
5. Darlegungs- und Nachweispflichten 
 
5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift 

geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämt-
liche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu 
machen.  

 
5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle selbst oder im 

Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe des ermä-
ßigten Deutschlandtickets, wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 6.3 der 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden ver-
pflichtet, die selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 
50. Tag nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte 
Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-Einnahmen inklusive ta-
riflicher Fortschreibung gemäß Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 an die in Nr. 6.3 der Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2024 benannte Clearingstellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 
2024 zu melden. Die Meldung muss den von technischen Voraussetzungen entsprechen, die von der in Nr. 6.3 der 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannten Clearingstelle vorgegeben werden. (https://infoportal.mo-
bil.nrw/koordinierungsrat.html). Die Stadt Augsburg erhält eine Abschrift der Meldung. 
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5.3 Für die Antragstellung der Stadt Augsburg beim Freistaat Bayern am 30. September 2024 sind von den Verkehrsunter-

nehmen bis zum 14. August 2024 vorzulegen: 
 

- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen entsprechend den im DTBY 
Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode;  

 
- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen entsprechend den im DTBY Portal zur Verfügung gestell-

ten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie weitere begründete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der 
Verbundorganisation nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen entsprechende 
Prognosen und begründende Daten selbst vorzulegen; 

 
- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets entsprechend den im DTBY Portal zur Verfügung gestellten 

Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Be-
rechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach den 
einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen 
diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden; 

 
- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Ermäßigungsticket entsprechend den im DTBY Portal zur Verfü-

gung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den 
weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt 
nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, 
sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden. 

 
5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 31. März 2025 [vor Ort entsprechendes 

Datum von AT festzulegen, für den Nachweis des AT gegenüber dem Freistaat Bayern bis zum 30. Juni 2025] die 
nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise: 

 
- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studierenden 

sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden 
sind getrennt nach den vorhandenen einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket 
darzustellen; 

 
Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen.  
 

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2026 die nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise. Auf Anforde-
rung sind die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgül-
tigen Daten und Nachweise das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch 
zum 31. Januar 2026 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung 
(jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum Nach-
reichen von Testaten nicht statt. 

 
5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis April 2019 sind die nachfolgenden Daten und Nachweise vorzulegen: 
 

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, 
Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist; 

 
- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlöse differenziert nach der 

jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleis-
tungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis April 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern; 

 
- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Januar 2019 bis April 2019 

und die Einnahmenaufteilung sowohl für die hochgerechneten als auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; hin-
zuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebsprovisionen. 

 
5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis April 2024 hochgerechneten tatsäch-

lichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen: 
 

- für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die jeweilige Höhe des Tarifs;  
 
- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich um stückzahlunabhän-

gige Pauschalangebote handelt: die mittels der aus der Berechnung nach Nr. 5.5.1.1 Satz 1 der Muster-Richtlinien 
Deutschland 2024 abgeleiteten durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen 
rechnerischen Tarifs; 

 
- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2025; 

 
- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern für die Zeit von Januar 2024 bis 

April 2024 und das Verhältnis zum Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019.  
 

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf den Zeitraum von Januar 2024 bis 
April 2024 vorzulegen: 
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- die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2024 bis April 2024; 
 
- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studierenden 

sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden 
sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 

 
- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind diese auch für 

die Vorjahre vorzulegen; 
 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchführung der Einnahmenaufteilung für die Tarife, 
die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

 
- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstarifen ein-

schließlich der Zuordnung zum jeweils für den öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den eigenwirtschaftlichen Ver-
kehr maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die Monate Januar 2024 bis April 2024; sollte der Nachweis nicht fristge-
recht vorliegen, ist zunächst eine vorläufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung 
beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall schnellstmöglich nachzureichen; 

 
- soweit Nr. 5.4.1.1 Satz 6 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine trans-

parente Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzulegen; 
 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studierenden 
sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden 
sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 

 
- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets entstandenen (Mehr-)Kosten, 

soweit diese nach Maßgabe der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 ausgeglichen werden; 
 

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Ermäßigungstickets entstandenen (Mehr-)Kosten, 
soweit diese ausgeglichen werden;  

 
- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grundlage der §§ 228 ff. SGB 

IX; 
 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften; 
 
- Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich 

aus der Anerkennung des Deutschlandtickets für die Monate Januar 2024 bis April 2024 ergeben; 
 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlösminderungen aus Vertriebsprovisionen oder 
Einsparungen von Vertriebsprovisionen. 

 
5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf die gesamte Laufzeit des öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags oder die gesamte Laufzeit der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrunde liegenden Linien-
genehmigungen vorzulegen:  

 
- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und Tickets (kassentechnische Ein-

nahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe der 
Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet; 

 
- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahrgelderlöse differenziert nach Kalender-

monaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die 
Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehalt-
lich der nachfolgenden Regelung, die endgültigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnah-
menaufteilungen; 

 
- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifsorte) und Verkehrsleistung (Rei-

seweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen der jeweiligen Ein-
nahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden; 

 
- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) einschließlich der hierfür 

gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandti-
ckets und den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter Ausgleich 
ausgeschlossen ist; 

 
- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Nr. 4.3.4 einschließlich Bestätigung der Einhaltung der im 

Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen Rich-
tigkeit der Daten; 

 
- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten. 

 



Amtsblatt der Stadt Augsburg       Nummer 51, 22. Dezember 2023, Seite 474 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
5.6 Die Stadt Augsburg kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und Nachweise verlangen, soweit 

dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 oder insbesondere auf-
grund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommission oder des Obersten Rechnungshofes erforder-
lich ist. Werden die unter Nrn. 5.2 bis 5.5 genannten sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen 
und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende Jahr ganz 
oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

 
5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beachtung der vorstehenden 

Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der dortigen Regelun-
gen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur Darle-
gungs- und Nachweisführung getroffen werden. Im Einzelfall können bei Bedarf Abweichungen oder Konkretisierungen 
zu den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Nachweispflichten geregelt werden. 

 
5.8 Die Stadt Augsburg kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift beizubrin-

genden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur 
Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes 
Verlangen Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

 
5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezogenen Daten 

werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket 
diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entspre-
chende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und der Stadt Augsburg getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf 
die Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen. 

 
 
6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 
 
6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der Umsetzungsvereinbarung nichts Ab-

weichendes geregelt wird, gewährt die zuständige Behörde dem Verkehrsunternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen 
gemäß Nr. 6.2. 

 
6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Januar 2024 bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlagszahlung 

in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig gewährten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf die erste 
Abschlagszahlung ist bis zum 29. Februar 2024 über das DTBY Portal zu stellen. Der Betreiber des Online-Portals ist 
als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Ab-
wicklung der Leistungen erforderlich ist.  

 
6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nrn. 6.1 und 6.2 gewährt der Aufgabenträger Stadt Augsburg Ab-

schlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus dem Ermäßigungsticket wie folgt: Jeweils 
zum 15. des auf die Gültigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden Monats können Abschlagszahlungen über 
das DTBY Portal beantragt werden. Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungstickets 
zu melden. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt je gemeldeten verkauften Ermäßigungsticket 20 Euro. Das Ver-
kehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters bedienen. Der Betreiber des Online-
Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies 
zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

 
6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Berück-

sichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 6.1 und 6.3. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen 
beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrech-
nung) einschließlich etwaiger Verzinsungen.  

 
7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
 
7.1 Die Stadt Augsburg ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen berichts-

pflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag 
besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistun-
gen auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen mit den 
Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach Artikel 7 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

 
7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nach-
träglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund die-
ser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von 
ihnen gemachten Angaben berufen. 

 
8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 
 
8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt nach Bekanntgabe der Allgemeinverfügung gem. Art. 41 BayVwVfG am 1. Januar 2024 

in Kraft. 
 



Amtsblatt der Stadt Augsburg       Nummer 51, 22. Dezember 2023, Seite 475 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 30. April 2024 außer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens über die Gewährung von 

Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 2024 wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den Rege-
lungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die 
Verkehrsunternehmen und Durchführung der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch eine Ände-
rungs-Allgemeinverfügung verlängert, geändert oder aufgehoben werden. Die allgemeine Vorschrift und die damit 
verbundene Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets kann insbesondere dann außer Kraft gesetzt werden, 
wenn keine ausreichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt ist, um die auf Basis der Allgemein-
verfügung bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen.  

 
 
Anlagen 
 
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und 

Freiwilligendienstleistenden (Ermäßigungsticket)   
 
Anlage 2 Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusam-

menhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bundes- und Landesmitteln vom 16. November 2023 
(Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024)   

 
Anlage 3 Verfahren der Ermittlung der Höhe des bestandssichernden Betrages je Verkehrsunternehmen und Aufteilung 

auf den jeweiligen Aufgabenträger in Nachfolge des Ausgleichs nach § 45a des Personenbeförderungsgeset-
zes 

 
Anlage 4  Linie 600: Haltestellen im Stadtgebiet Augsburg 
 
 
Eva Weber 
Oberbürgermeisterin Stadt Augsburg 
 
 
 
Anlage 1: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und Freiwil-
ligendienstleistende (Ermäßigungsticket) ab dem 1. Januar 2024  
  
1 Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets   

 
Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets in der jeweils geltenden Fas-
sung (vgl. Anlage 1). Dies umfasst insbesondere die monatliche Kündbarkeit und den digitalen Vertrieb.   
 

2 Definition Ermäßigungsticket   
 
Das Ermäßigungsticket als Tarifangebot für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern 
ist eine beim Erwerb rabattierte Version des Deutschlandtickets. Das Ermäßigungsticket ist um 20 Euro gegenüber dem regu-
lären Deutschlandticket rabattiert. Der Ermäßigungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.    
 

3 Berechtigtenkreis   
 
3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets berechtigt:   
 
a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2),    
b) Studierende (zur Definition siehe 3.3),    
c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4).    
 

3.2 Als Auszubildende werden definiert:   

• Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare 
Fälle. Dies umfasst Menschen mit Behinderung und Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind, die eine Ausbil-
dung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind 
vergleichbar die Teilnehmenden an Vorschaltmaßnahmen der arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit in Jugendwerk-
stätten in Vorbereitung auf eine Ausbildung.  
  

• Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule gemäß Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem vergleichbar sind Schülerinnen und Schüler am Lehrgang geprüfte agrartechni-
sche Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung für staatlich geprüfte agrartechnische Assistentinnen 
und Assistenten.  
  

• Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern und des Staatsinstituts für die Ausbil-
dung von Förderlehrern gemäß Art. 120 BayEUG (in Verbindung mit Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
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für die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungsweise Studienordnung für das Staatsinstitut für die Ausbil-
dung von Förderlehrern).  
  

• Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG.  
  

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene I und II in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 
Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz (LlbG).   

 
Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Auszubildende anerkannt werden, soweit diese 
mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar sind.  
Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in Bayern liegen.   
 
3.3 Als Studierende werden definiert:   
 
Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches   
 
Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG)   

• Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 BayHIG   

• Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG   

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene III in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 3 LlbG und vergleichbare Studierende, welche die Qualifikation für eine Fachlaufbahn außerhalb eines  
Beamtenverhältnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die Hoch-
schule für den öffentlichen Dienst).   
 

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Studierende anerkannt werden, soweit diese mit den oben 
genannten Personengruppen vergleichbar sind.   
 
Maßgeblich für den Erwerb ist der Studienort in Bayern.    
 
Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen Semesterticket beteiligten 
Hochschulen den Erwerb des Ermäßigungstickets ermöglichen, wenn alle der im Folgenden aufgeführten Voraussetzungen erfüllt 
sind:   

• Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in einem bundesländerübergreifenden 
lokalen Verkehrsverbund mit einem gemeinsamen Semesterticket für die bayerischen und außerbayerischen Hochschu-
len.   

• Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.   

• Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden kein Angebot für ein ermäßigtes Deutschlandticket für 
Studierende.   

 
3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten:   

• Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst und   

• Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von  
Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/Freiwilliges ökologisches Jahr, et cetera)   

 
mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.   
 
4. Zeitliche Berechtigung zum Neubezug   
 
Ein Neubezug des Ermäßigungstickets (durch Neuabschluss bzw. Wiederaufleben eines Abo-Vertrags) ist, solange keine tagge-
naue Gültigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist, für all jene gesamten Monatszeiträume möglich, in denen mindestens zehn 
Kalendertage im nachgewiesenen Berechtigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr, Dienstzeitraum etc.) liegen.   
 
5. Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung für Studierende   
 
Der Gesamtpreis für das Ermäßigungsticket inklusive des geleisteten Beitrages für ein vor Ort bestehendes solidarisches Semes-
terticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter dem jeweils aktuellen Preis des regulären Deutschlandtickets. Beim Erwerb durch 
Studierende, deren Studierendenwerk für sie ein verpflichtendes solidarisches Semesterticket vereinbart hat, ist von den Vertriebs-
stellen des Ermäßigungstickets (z.B. Verkehrsunternehmen bzw. sonstige für den Vertrieb verantwortlichen Stellen wie z. B. Ver-
bundorganisationen oder Vertriebsdienstleister) der durch den Studierenden geleistete Solidarbeitrag für ein Semesterticket mit 
einem Sechstel beim Bezugspreis des Ermäßigungstickets monatlich anzurechnen.    
 
6. Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets   
 
6.1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende   
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Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach spätestens nach Ablauf von 
jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren durch die Vertriebsstelle des Ermäßigungstickets zu prüfen. Die Berechtigungs-
prüfung soll auch unterjährig durchgeführt werden können; das Prüfungsergebnis gilt jeweils für 12 Monate, maximal jedoch bis 
zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Vertriebsstelle kann auch kürzere Fristen vorsehen. Hierbei ist primär ein vom Freistaat 
Bayern bereitgestelltes, einheitliches Formular als Berechtigungsnachweis zu nutzen. Das genaue  
Verfahren sowie mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßi-
gungstickets“ definiert.    
 
6.2 Berechtigungsprüfung für Studierende   
 
Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und danach mindestens zu Beginn jedes 
Semesters zu prüfen. Hierbei sollte ein elektronischer Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes „Shibboleth-
Verfahren“) genutzt werden. Das genaue Verfahren sowie mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelungen zur Berechti-
gungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ definiert. Für Trimester gilt sinngemäß dasselbe wie für Semester.   
 
6.3 Behandlung von Ermäßigungstickets im Ausgleichsverfahren   
 
Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprüfung gemäß Ziffer 6.1 bei Auszubildenden und Freiwilligendienstleisten-
den und Ziffer 6.2 bei Studierenden sowie die im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungs-
tickets“ definierten Kriterien eingehalten hat, werden vom Freistaat Bayern auch ohne gültigen Berechtigungsnachweis ausgege-
bene Ermäßigungstickets im Rahmen des Ausgleichsanspruchs akzeptiert.    
 
Ergibt eine nachträglich durchgeführte Berechtigungsprüfung, dass im bereits vergangenen Bezugszeitraum keine Berechtigung für 
einen Erwerb des Ermäßigungstickets bestand, dann muss die Vertriebsstelle das Abonnement entweder als reguläres Deutsch-
landticket ohne Ermäßigung fortführen und den hierfür jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben, oder das Abonnement 
kündigen.     
 
 
Anhang: Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets  
 
 
 
Anhang zur Anlage 1: Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ab 1. Januar 2024  
  
1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende   
 
Die Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende regelt Ziffer 6.1 der Anlage 1. Nachfolgend werden 
Regelverfahren (1.1) und alternative Verfahren (1.2) konkretisiert.   
 
1.1 Regelverfahren   
 
Auszubildende und Freiwilligendienstleistende müssen eine Bestätigung durch die Schule, Dienststelle (bei Beamtenanwärterinnen 
und -anwärtern) oder den Träger des Freiwilligendienstes vorlegen, deren Ausstellungsdatum nicht länger als zwei Monate zurück-
liegen darf. Hierbei ist das einheitliche Formular, welches vom Freistaat Bayern zum Download auf einer Webseite (https://bahnland-
bayern.de/de/ermaessigungsticket) und bei den Vertriebsstellen zur Verfügung gestellt wird, als Berechtigungsnachweis zu nutzen.  
Auf dem Formular ist festgehalten, dass 14 Tage Vorbestellfrist gelten. Alle in diesem Sinne rechtzeitig eingehenden Bestellungen 
sollen daher fristgerecht bearbeitet werden. Ein schnelleres Abwickeln der Bestellung ist gleichwohl möglich.   
 
Für die Berechtigungsprüfung wird eine Liste der beruflichen Schulen, Dienststellen und Freiwilligendienst-Träger zur Verfügung 
gestellt. Diese wird vor Beginn des jeweiligen Ausbildungsjahres und, soweit Schulen, Dienststellen oder Träger wegfallen oder neu 
hinzukommen, aktualisiert.    
 
Wenn Auszubildende in einem Ausbildungsverhältnis mit einem Ausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind, aber generell 
keine Berufsschule besuchen, kann in diesem Fall anstelle der Bildungseinrichtung die zuständige Industrie- und Handelskam-
mer bzw. Handwerkskammer die Berechtigung prüfen und das Formular bestätigen.  
 
Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungsnachweise ist anzuwenden. Dabei sind folgende Prüfmerkmale rele-
vant:   

• von der Bildungseinrichtung (bzw. Dienststelle für Beamtenanwärter/innen oder Träger für Freiwilligendienstleistende) 
unterschriebene und gestempelte Bestätigung, dass der Ticketnutzer zum Berechtigungskreis des Ermäßigungstickets 
zählt,   

• Lage der Bildungseinrichtung (bzw. Dienststelle/Dienstort für Beamtenanwärter/innen und Freiwilligendienstleistende) in 
Bayern oder Lage des Hauptwohnsitzes (so wie vom Ticketnutzer angegeben) in Bayern, Ausstellungsdatum des Bestä-
tigungsformulars nicht älter als zwei Monate,   

• voraussichtliches Ausbildungs-/Dienstende (wie von Schule/Dienststelle/Träger angegeben): Falls es weniger als 12 Mo-
nate in der Zukunft liegt, ist dieses Enddatum als Auslaufdatum des Abonnements zu übernehmen. Dabei soll die Abo-
laufzeit auf ganze Monate aufgerundet werden.   
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1.2 Alternative Verfahren   
 
Als Alternativen zur Berechtigungsprüfung gemäß dem Regelverfahren können die Vertriebsstellen weitere Verfahren einsetzen. 
Diese sind mit dem Freistaat vorher abzustimmen:     
 

a) Nutzung bestehender Schnittstellen zu den Arbeitgebern, z.B. über Jobticket-Portale. Hierüber könnten Arbeitgeber die 
Berechtigung sowie Ausbildungsdauer bestätigen, ohne dass Schulen/Dienststellen tätig werden müssen.   

 
b) Nutzung bestehender Schnittstellen zu Auszubildenden-Datenbanken der Ausbildungskammern, die über eine daten-

schutzkonforme Abfrage eine sofortige Aussage über das Vorliegen und das voraussichtliche Auslaufdatum eines Aus-
bildungsverhältnisses zulassen, z.B. „AzubiCard“.   

 
c) Die Nutzung anderer geeigneter Nachweise ist hilfsweise bei erstmaliger Bestellung gestattet, wenn anders keine frist-

gerechte Umsetzung des Verkaufs an Auszubildende und Freiwilligendienstleistende möglich wird. Bei jeder erneuten 
Berechtigungsprüfung kann der Nachweis dann nur noch über die Verfahren nach Ziffer 1.1, 1.2 a) und 1.2 b) erfolgen. 
Darauf ist bereits bei der Erstbestellung durch den Vertriebspartner hinzuweisen.  
 

1.3 Verfahren bei Anspruch auf Schulwegkostenfreiheit   
 
Bei Auszubildenden, die als Berufsschüler/innen unter die Schulwegkostenfreiheit nach den Bestimmungen des Gesetzes über die 
Kostenfreiheit des Schulweges (SchKfrG) fallen, genügt die Ticketbestellung durch den zuständigen Träger der Schülerbeförderung 
als Berechtigungsnachweis. Eine zusätzliche Überprüfung mit dem Nachweisformular nach  
Ziffer 1.1 ist nicht erforderlich.    
  
2 Berechtigungsprüfung für Studierende   
 
Die Berechtigungsprüfung für Studierende regelt Ziffer 6.2 der Anlage 1. Nachfolgend werden Regelverfahren (2.1) und alternative 
Verfahren (2.2) konkretisiert.   
 
Bei krummen Semesterdauern bzw. bei tagesgenauem Abostart (falls dieser künftig eingeführt wird) soll die Abolaufzeit am Semes-
terende auf ganze Monate aufgerundet werden.   
 
2.1 Regelverfahren   
 
Bei der Berechtigungsprüfung ist ein geeignetes elektronisches Verfahren mit Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule beim 
Vertrieb des Tickets anzuwenden. Hierbei sollte nach Möglichkeit das Shibboleth-Verfahren genutzt werden.    
 
2.2 Alternative Verfahren   
 
Neben dem Shibboleth-Verfahren können auch bestehende, alternative Datenschnittstellen vor Ort genutzt werden, wenn diese 
ebenfalls aktuell gepflegt sind und dazu geeignet sind, bei Abfrage eine sofortige Aussage über das Vorliegen und das voraussicht-
liche Auslaufdatum einer Immatrikulation zu erzeugen.    
 
Nur Studierende an bayerischen Hochschulen, die weder das Shibboleth-Verfahren noch andere Datenschnittstellen zu den Ver-
triebsstellen bereitstellen können, können das Ermäßigungsticket durch Vorlage des Berechtigungsnachweises im Online-Verkauf 
entsprechend des Verfahrens bei den Auszubildenden gemäß Ziffer 1.1 bzw. 1.2 erwerben. Hierzu muss die Hochschule das bay-
ernweit einheitliche Berechtigungsformular manuell abstempeln und unterschreiben und somit die Immatrikulation des Studierenden 
bestätigen. Für die Berechtigungsprüfung wird eine Liste der betroffenen Hochschulen zur Verfügung gestellt. Diese wird jeweils 
vor Semesterbeginn aktualisiert.    
 
Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungsnachweise ist anzuwenden.    
 
Dabei sind folgende Prüfmerkmale kumulativ relevant:   

• von der Hochschule unterschriebene und gestempelte Bestätigung, dass der Ticketnutzer im angefragten Semester/Tri-
mester ordnungsgemäß eingeschrieben ist,  

• Lage der Hochschule (Studienort) in Bayern, oder Hauptwohnsitz in Bayern und Zugehörigkeit zu einer Hochschule mit 
bundesländerübergreifenden Semesterticket im Sinne der Ziffer 3.3 der Anlage 1,    

• Ausstellungsdatum des Bestätigungsformulars nicht älter als zwei Monate.   
 

2.3 Übergangsregelung   
 
Für die Einführungsphase, in der Regel bis zum Ende des Wintersemesters 2023/24, ist die Anwendung weiterer geeigneter Ver-
fahren der Berechtigungsprüfung über die alternativen Verfahren gemäß Ziffer 2.2 hinaus möglich, wenn nicht rechtzeitig die An-
bindung für das Shibboleth-Verfahren abgeschlossen werden kann.   
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Hierbei ist ein den alternativen Verfahren entsprechendes, geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungsnachweise 
anzuwenden (vgl. Ziffer 2.2).   
 
3 Prüfung der Berechtigungsnachweise  
 
Bei Verkäufen des Ermäßigungstickets ist, falls die Personalkapazität dies erfordert, eine stichprobenartige Prüfung der Nachweise 
für die Berechtigung ausreichend. Die Stichprobe muss bis 31. Januar 2024 mindestens 15 Prozent und bis 30. April 2024 mindes-
tens 30 Prozent der pro Kalenderwoche hochgeladenen beziehungsweise eingereichten Berechtigungen betragen. Um die Prüf-
quote feststellen zu können, sollte das Prüfergebnis (ja/nein/ungeprüft) in geeigneter Form dokumentiert werden.   
 
4 Datenschutz   
 
Die Berechtigungsnachweise sollen für zwei Jahre aufbewahrt und danach zeitnah gelöscht werden.  

 
 
 

Anlage 2 
 

Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang 
mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bundes- und Landesmitteln 

 
vom 16. November 2023 

 
I. Hinweise und Erläuterungen 

 
Die nachfolgenden Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im ÖPNV im Zusammenhang mit dem Deutsch-
landticket im Jahr 2024 basiert auf den Muster-Richtlinien zum Ausgleich von Schäden im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023. 
 
Die Muster-Richtlinien wurden auf der Grundlage des Beschlusses des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder vom 06.11.2023 erstellt, dass die in 2023 und 2024 entstehende Kostenunterdeckung paritätisch von Bund 
und Ländern bis zu einer Gesamthöhe von 6 Mrd. Euro ausgeglichen wird. Dabei soll sichergestellt werden, dass die nach Maßgabe 
der Musterrichtlinien ermittelten Ausgleichsbeträge in voller Höhe ausgeglichen werden und eine mögliche Finanzierungslücke über 
eine moderate Anhebung des Preises des Deutschlandtickets und die Gewinnung weiterer Kundinnen und Kunden geschlossen 
wird. 
 
Die Musterrichtlinien regeln den Ausgleich für das gesamte Jahr 2024, um den Beteiligten Sicherheit in Bezug auf die Ausgleichs-
parameter zu geben. Auf dieser Grundlage besteht auch eine gesicherte Gesamtfinanzierung für den Zeitraum vom 1. Januar bis 
mindestens zum 30. April 2024 bei einem Preis des Deutschlandtickets von 49 Euro pro Monat. Daher wird den Aufgabenträgern 
empfohlen, ihre Umsetzungsregelungen vorerst bis Ende April zu befristen, da bis zu diesem Zeitpunkt auch Klarheit über mögliche 
Preisanpassungen beim Deutschlandticket besteht. 
 
Auch für den Ausgleich für 2024 ist es erforderlich und sachgerecht, die Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums der Geltung des 
Deutschlandtickets des Jahres 2019 als Bezugspunkt zu verwenden.  
 
Bei den Muster-Richtlinien wurden im Vergleich zum Jahr 2023 folgende wesentliche Anpassungen vorgenommen: 

1. Auch für den Fall, dass die Länder von der Möglichkeit Gebrauch machen, die übergangsweise Anwendung des Deutsch-
landtickettarifes bis zur Umsetzung durch die zuständigen Aufgabenträger landesrechtlich durch eine Tarifvorgabe si-
cherzustellen, erfolgt der Ausgleich gegenüber den Verkehrsunternehmen durch die jeweiligen Aufgabenträger als zu-
ständige Behörden innerhalb der Instrumente der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 mittels öffentlichem Dienstleistungs-
auftrag oder allgemeiner Vorschrift. Aufgrund der von Bund und Ländern bereitgestellten Finanzierungsmittel für das 
Deutschlandticket und der erlassenen Landesregelungen zur Tarifvorgabe des Deutschlandtickettarifs kann die Aus-
gleichsregelung des jeweils zuständigen Aufgabenträgers selbst dann zum 1. Januar 2024 erfolgen, wenn sie erst zu 
einem späteren Zeitpunkt erlassen werden sollte. Die Umsetzung der Ausgleichsregelung im Rahmen öffentlicher Dienst-
leistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften müsste zeitnah, spätestens aber bis zum 31. März 2024 erfolgen. 

2. Bei der Fortschreibung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen 2019 von 2023 auf 2024 werden Tarifanpassungen 
von 2023 auf 2024 im Altsortiment nur bis zu einer Höhe von 8 Prozent beim Ausgleich anerkannt. Dafür müssen auch 
bei einer Tarifanpassung im Altsortiment von über 8 Prozent die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für den Ausgleich nur 
so in den Ausgleich eingestellt werden, als wäre der Tarif nur um 8 Prozent erhöht worden. . 

3. Die bisherige Regelung zum Ausgleich der Minderung der Erstattungsleistungen für die unentgeltliche Beförderung 
schwerbehinderter Menschen bewirkte auch einen Ausgleich dafür, dass individuelle Vomhundertsätze im Vergleich zum 
Jahr 2019 nicht mehr nachgewiesen werden konnten. Grund hierfür war, dass ein Nachweis aufgrund der Corona-Pan-
demie mit den dafür erforderlichen Verkehrszählungen nicht geführt werden durfte. 
Nunmehr kann die Veränderung des Vomhundertsatzes nicht mehr aus den nicht mehr durchführbaren Verkehrszählun-
gen resultieren, weshalb ein Vergleich mit dem Vomhundertsatz für 2019 nicht mehr sachgerecht ist. Die Regelung zum 
Ausgleich für das Deutschlandticket kann deshalb vereinfacht werden (siehe Nummer 5.4.2).  

4. In die Verfahrensregelungen wurde eine obligatorische Regelung zu Vorauszahlungen aufgenommen. Dies dient der 
Liquiditätssicherung der Verkehrsunternehmen, die teils durch die Zwischenfinanzierung auch von Ansprüchen aus der 
Einnahmeaufteilung des Deutschlandtickets belastet sein können. 
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5. Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallenden prognostizierten Einnahmestei-
gerungen im Ohne-Fall aus positiven Verkehrsmengeneffekten wurden die auf das Jahr 2023 fortgeschriebenen Soll-
Fahrgeldeinnahmen zusätzlich um 1,3 Prozent gegenüber 2022 (langfristiges historisches Wachstum der Verkehrsleis-
tung im ÖPNV (Destatis: 2004-2019: rd. 1,3 Prozent p.a) erhöht. Gleiches wird für das Jahr 2024 vorgenommen. Die 
Richtlinien sehen aus Vereinfachungsgründen in Nummer 5.4.1.1 eine den Zinseszinseffekt nicht berücksichtigende Er-
höhung um insgesamt 2,6 Prozent vor. 

6. Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, müssen bei 
der Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für die Berechnung des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht deutsch-
landweiter Gültigkeit alle verkauften Tickets mit den am 01. Januar 2023 geltenden und über die durchschnittliche Tarif-
anpassung auf 2024 fortgeschriebenen Preisen (vor der Einführung des Deutschlandtickets) angerechnet werden. Denn 
der Bund beteiligt sich nur an der aus der Einführung des Deutschlandtickets resultierenden Kostenunterdeckung. Eine 
Ausnahme bilden regionale oder landesweite Semestertickets, deren Preis im Solidarmodell zur Herstellung eines ange-
messenen Preisabstands zum Deutschlandticket zur Sicherung des Solidarmodells notwendig ist. 

7. Die Berücksichtigung von zusätzlichen Vertriebsaufwendungen ist in den Musterrichtlinien für das Jahr 2024 vorgesehen, 
da noch keine ausreichenden Anpassungen beim Vertrieb innerhalb der Branche möglich sind und nur so möglichst viele 
(neue) Kundinnen und Kunden beim Deutschlandticket angesprochen werden können. 2025 ist die Berücksichtigung 
zusätzlicher Vertriebsaufwendungen in den Musterrichtlinien nicht vorgesehen. Dies ist künftig durch eine Anpassung der 
Vertriebsprozesse und brancheninterne Maßnahmen zu regeln. Die Vertriebsmehrkosten sind Bestandteil der Finanzie-
rungsleistung an die Empfänger. Zur zweckentsprechenden Mittelverwendung werden diese Leistungen an diejenigen 
Stellen ausgereicht, im Regelfall die Verkehrsunternehmen, die selbst oder durch Vertriebsdienstleister das Deutschland-
ticket vertreiben. 

Im Vergleich zum Jahr 2023 sind keine Regelungen mehr zur Anrechnung ersparter Provisionszahlungen mehr in die Ausgleichs-
berechnung einzubeziehen. Ebenso werden keine Pauschalen für die Umstellung der Vertriebsprozesse und Kontrollinfrastruktur 
mehr gewährt.   
 
Für die zwischen den Ländern vereinbarte einheitliche Bemessung des Ausgleichs ist eine einheitliche Definition der ausgleichsfä-
higen Kostenunterdeckung erforderlich. Dafür müssen auch in 2024 unabhängig von der konkreten verfahrensmäßigen Gestaltung 
durch die Länder die die Erstattungsfähigkeit regelnden Passagen durch alle Länder übernommen werden. Darüber hinaus bedarf 
es im Hinblick auf die Transparenz des Mittelbedarfs einheitlicher Antragsfristen, die wie auch schon für 2023 in den Muster-Richt-
linien auch für 2024 obligatorisch sind. 
 
Die Muster-Richtlinien sind entsprechend dem Gliederungsschema einer Förderrichtlinie als Richtlinien für Billigkeitsleistungen ab-
gefasst. Die Umsetzung muss durch die Länder noch mit jeweils eigenen Länderrichtlinien und/oder -erlassen erfolgen. In Abhän-
gigkeit von der im jeweiligen Land zu treffenden Entscheidung über die verfahrensmäßige Abwicklung des Ausgleichs auf der 
Grundlage einer gesetzlichen Regelung, einer Zuwendungsregelung (mit Zuwendungsbescheiden oder –verträgen) oder einer Bil-
ligkeitsleistungsregelung sind insbesondere die verfahrensmäßigen Regelungen aus den Muster-Richtlinien mit Ausnahme der An-
tragsfristen anzupassen. Dies gilt auch in Bezug auf die im jeweiligen Land zu treffende Zuständigkeitsregelung für die Ausgleichs-
gewährung. 
 
In den nachfolgenden Muster-Richtlinien sind auf der Grundlage dieser Hinweise hinter der Gliederungsnummer der Regelung 
Hinweise ausgebracht, ob die Regelungen  

- obligatorisch wegen der Einheitlichkeit 
- fakultativ  

von allen Ländern zu beachten sind. 
 
 
 

II. Musterrichtlinien 
Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Per-

sonennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 in Land XXX  
(Richtlinien Deutschlandticket-Billigkeitsleistungen ÖPNV 2024) 

 
Runderlass des Ministeriums für  

vom XX. November 2023 
 

1 (fakultativ)  
Rechtsgrundlage  
Zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets 
gewährt das Land nach Maßgabe dieser Richtlinien und § 53 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Billigkeitsleistungen.  
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der Leistung. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens diskriminierungsfrei im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.  
 
2 (obligatorisch)  
Gegenstand der Billigkeitsleistungen  
Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfänger in Land XXX, deren Ausgaben in den Monaten Januar bis 
Dezember 2024 aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichs-
zahlungen aus allgemeinen Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht durch Einnahmen aus Fahrgel-
dern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung des Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach 
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der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Perso-
nenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) (VO 1370) oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 der VO 1370 
gedeckt werden können. 
3  
Empfänger der Billigkeitsleistung  
Empfänger sind  
3.1 (obligatorisch)  
Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des ÖPNV im Sinne des ÖPNV-Gesetzes des Landes XXX,  
3.2 (fakultativ)  
öffentlich-rechtliche Körperschaften (insbesondere Zweckverbände, Anstalten öffentlichen Rechts) als Sammelantragsteller für die 
Empfänger gemäß Nummer 3.1.  
3.3 (obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifanordnung) 
Nur soweit das Land eine Tarifvorgabe nach Landesrecht getroffen hat und Aufgabenträger oder Aufgabenträgerorganisationen 
bislang keine Regelung nach Nummer 4 getroffen haben, sind für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. März 2024 Emp-
fänger auch öffentliche und private Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsführer nach dem 
Personenbeförderungsgesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf dem Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages Beförderungsleistungen im ÖPNV bzw. im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erbringen. 
Für die Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewilligung für die jeweiligen Regionalbereiche zu-
lässig. 
 
 
4 (obligatorisch) 
Voraussetzungen  
Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösverantwortlich sind, leiten sie die Billigkeitsleistungen an die das wirtschaft-
liche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in entsprechender Anwendung der Nummer 5.4 und nach den Vorgaben der VO 1370 
über allgemeine Vorschriften oder öffentliche Dienstleistungsaufträge oder über andere beihilferechtlich zulässige Instrumente dis-
kriminierungsfrei weiter. Die Erlösverantwortlichen sind dabei zu verpflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung 
für das Deutschlandticket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollum-
fänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung 
abzugeben.  
 
5  
Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistung 
  
5.1 (fakultativ)  
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemäß § 53 LHO 
  
5.2 (obligatorisch)  
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollständigen Ausgleich in Höhe von 100 Prozent der ausgleichsfähigen nicht 
gedeckten Ausgaben.  
 
5.3 (fakultativ)  
Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuweisung bzw. eines Zuschusses gewährt.  
 
5.4 (obligatorisch wegen Einheitlichkeit)  
Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:  
 
5.4.1  
Fahrgeldausfälle:  
Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif, Beförderungsbedingungen DB (BBDB), 
Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2024 hochgerechneten 
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen 
Monate des Jahres 2024 nach Maßgabe der Nummern 5.4.1.1 und 5.4.1.2 ausgleichsfähig. Maßgebend sind dabei die Netto-
Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer). 
Die Verbundorganisationen haben den Empfängern die für die Antragstellung erforderlichen Daten zu liefern. Einnahmen aus dem 
Erhöhten Beförderungsentgelt werden nicht berücksichtigt. 
 
5.4.1.1  
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar bis Dezember 2024 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen 
des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kar-
tenart und Preisstufe der Monate Januar bis Dezember 2019 mit den für diese Kartenart und für die im Gültigkeitszeitraum entspre-
chende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2024 genehmigten Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 
1. Januar 2024 wirksam werden, sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Kartenarten und alle Preisstufen vorzunehmen. Lassen 
sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen oder handelt es sich um stückzahlunabhängige Pauschalange-
bote, ist die aus der Berechnung nach Satz 1 abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für die Hochrechnung maß-
gebend. Wenn aufgrund einer grundlegenden Änderung der Tarifstruktur, die nach dem 15. Januar 2023 wirksam wurde, ein Ver-
gleich zu den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 2019 nicht möglich ist, werden die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf 
Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 ermittelt und über die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortge-
schrieben. Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind für diese 
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Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zu ermitteln und über die durch-
schnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortzuschreiben.  
Übersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung gegenüber dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten 
Tarif mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Prozent, darf für die Ermittlung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen 
der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe nur eine Steigerungsrate von 8 Prozent zu Grunde gelegt werden.  
Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallenden prognostizierten Einnahmesteigerungen 
aus positiven Verkehrsmengeneffekten in den Jahren 2023 und 2024 werden die nach den Sätzen 1 bis 6 ermittelten Fahrgeldein-
nahmen für beide Jahre um insgesamt 2,6 Prozent erhöht. Die nach den Sätzen 1 bis 7 ermittelten hochgerechneten Fahrgeldein-
nahmen sind im Verhältnis der Veränderung der tatsächlich erbrachten Betriebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilome-
tern im Kalenderjahr 2024 gegenüber dem Kalenderjahr 2019 im Gebiet des Empfängers nach Nummer 3.1 fortzuschreiben. Als 
Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der prozentualen Steigerung bzw. prozentualen Verminderung der Betriebsleis-
tungen im Gebiet des Empfängers nach Nummer 3.1 anzusetzen.  
Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach Einnahmeaufteilung im jeweiligen Bundesland zum 31. 
Januar 2025 die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten zum 30. April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach den 
Sätzen 1 bis 9 ermittelten Fahrgeldeinnahmen um den über die Bagatellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz für alle 
Empfänger im Land abzusenken. 
Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen 
gemäß der Einnahmeaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2024 der jeweiligen Verbundorgani-
sation zu verteilen, der ohne die Einführung des Deutschlandtickets gegolten hätte.  
 
5.4.1.2  
Zur Berechnung der anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Dezember 2024 sind die tatsächli-
chen Fahrgeldeinnahmen einschließlich der Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. Für Jobtickets und das 
bundesweite solidarische Semesterticket zum Deutschlandticket sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar, soweit dabei 
die abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendet wurden. Die Vornahme weiterer Absetzungen von den Fahr-
geldeinnahmen aus dem Deutschlandticket insbesondere für die Deckung von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulässig. Wurden 
die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind bei der Ermittlung der 
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für die Berechnung des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit mit 
Ausnahme von im Solidarmodell verkauften Studierendentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 2023 geltenden und 
über die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen ggfs. den Preis des Deutschlandtickets auch 
übersteigenden Preisen anzusetzen.  
Übersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe gegenüber 
dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Prozent, können für die 
Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe die Preise zu Grunde gelegt 
werden, die bei einer Tarifanpassung von 8 Prozent zu zahlen gewesen wären.  
Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket sind die so ermittelten 
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmeaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 
2024 der jeweiligen Verbundorganisation sowie gemäß der Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket zu verteilen.  
 
5.4.2  
Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 
(BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 6 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2075) geändert worden ist, 
sind die um die Tarifanpassungen gemäß Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen des Zeitrau-
mes Januar bis Dezember 2019 bzw. die nach Maßgabe der Nummer 5.4.1.2 errechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen 
für den Zeitraum Januar bis Dezember 2024 zu ermitteln und für diese die Erstattungsleistung aufgrund des für das Jahr 2024 
festgelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsatzes zu berechnen. Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne 
Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket ge-
mäß der nach Nummer 5.4.1.1 für die hochgerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen bzw. gemäß Nummer 5.4.1.2 für 
die tatsächlichen erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen maßgebenden Einnahmeaufteilung. Ausgleichsfähig ist die Differenz der 
so errechneten Beträge für die jeweiligen Verkehrsleistungen.  
 
5.4.3 
In der Nummer 5.4.1 entsprechenden Weise ist die ebenfalls ausgleichsfähige Minderung anderer Ausgleichszahlungen aus allge-
meinen Vorschriften zu berechnen.  Einsparungen der Empfänger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen Vorschriften sind ge-
genzurechnen.  
 
5.4.4 
Zur anteiligen Deckung der Umsetzungskosten des Deutschlandtickets durch entstandene Vertriebsmehrkosten in der Umsetzungs-
phase 2024 wird den Empfängern bzw. über diese den Verkehrsunternehmen, die - selbst oder mittelbar über ihre Vertriebsdienst-
leister - das Deutschlandticket vertreiben folgende Pauschale gewährt:  
Für jedes als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird pro Monat seiner Gültigkeit jeweils ein Betrag von 1,50 Euro gewährt. Für 
jedes nicht als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird pro Monat seiner Gültigkeit jeweils ein Betrag von 1,20 Euro gewährt.  
Maßgeblich ist im ersten Schritt die tatsächlich verkaufte Zahl von Monatsstücken Deutschlandtickets vor Einnahmeaufteilung; 
ergibt sich aus dem späteren Zuscheidungsbetrag im Rahmen der Einnahmeaufteilung rechnerisch eine andere Zahl von Tickets, 
so ist dies unbeachtlich.  
Von der so ermittelten Ticket-Anzahl ist in einem zweiten Schritt der nachfolgende Abzug vorzunehmen, um auch vor Einführung 
bereits vorhandene Vertriebskosten zu berücksichtigen: Für jedes am 30. April 2023 bestehende Abonnement (Kundenzahl) wird 
ein Abzug von 8 Tickets als Chipkarte vorgenommen. Maßgeblich ist dabei die Kundenzahl, die nach Nummer 5.4.4, Sätze 1 bis 4 
der Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 2023 für den Ausgleich 2023 ermittelt wurde. Es ist 
durch geeignete vertragliche Regelungen mit den für den Vertrieb beauftragten Dienstleistern sicherzustellen, dass die Pauschalen 
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aufwandsgerecht ausgereicht werden. Führt die Berechnung der Vertriebspauschale zu einem negativen Betrag, ist dieser nicht als 
Ersparnis zu berücksichtigen. Nicht erstattungsfähig sind erhöhte Ausgaben für zusätzliche Betriebsleistungen. 
[nur NRW] Weiterhin kann der Empfänger innerhalb des vom Koordinierungsrat zum Deutschlandticket festgelegten Finanzrahmens 
die geleisteten Ausgaben für die Einrichtung und Durchführung des EAV-Clearings im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft aus dem 
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusun-
ternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V., die an die NVBW GmbH geleisteten Ausgaben für die gut-
achterliche Begleitung des Prozesses zur Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfahrens und an die DeutschlandMobil 2030 
GmbH geleisteten Ausgaben für bundesweites Marketing sowie für die Evaluation des Deutschlandtickets geltend machen.  
 
5.4.5  
Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.1 bis 5.4.4 errechneten Minderungen ist der ausgleichsfähige Betrag.  
 
5.4.6 
Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger und können die nicht gedeckten 
Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, sind diese auf der 
Grundlage der im Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers erbrachten Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometer des Kalenderjahres 
2024 den Aufgabenträgern zuzuordnen. Die beteiligten Aufgabenträger oder Bewilligungsbehörden können eine abweichende Auf-
teilung vereinbaren.  
 
6 (obligatorisch) 
Sonstige Bestimmungen  
6.1  
Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen nach Nummer 4 an Verkehrsunternehmen eine Überkompen-
sation der aus der Einführung des Deutschlandtickets resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. Soweit die bei-
hilferechtliche Rechtfertigung aus der VO 1370 erfolgt, dürfen bei der Überkompensationsprüfung aus Gründen der Gleichbehand-
lung als Maßstab auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang der VO 1370 zur Anwendung kommen. Der finanzielle 
Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des Deutschlandticket-Tarifs auf die Einnahmen des 
Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten (Vertriebsmehrkosten), soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunter-
nehmen bei der Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden. Im Hinblick auf die Vertriebsmehrkosten wird geprüft, ob die 
Voraussetzungen der Nummer 5.4.4 vorliegen. Sonstige Kosten des Verkehrsunternehmens sind nicht Gegenstand dieser Über-
kompensationskontrolle. 
 
6.2  
Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 
des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventionsbetrug nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine Doppelförderung ist ausge-
schlossen.  
 
6.3  
Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass die erforderlichen Daten für das Monitoring und die Einnahme-
aufteilung gemäß der aktuell gültigen Fassung des Beschlusses des Koordinierungsrates für ein bundesweites Clearingverfahren 
zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“ fristgerecht an die von der 
Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundes-
verband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle 
gemeldet werden. Die Meldung der Deutschlandtickets an die Clearingstelle erfolgt bis zum 20. Kalendertag des Folgemonats. Die 
Meldung der Verkäufe aller übrigen Fahrausweise erfolgt bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats. Die Meldung der vorläufigen 
Soll-Einnahmen inkl. tariflicher Fortschreibung gemäß Musterrichtlinie erfolgt einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis 
zum 20. Februar 2024; sie sind erforderlichenfalls unverzüglich zu korrigieren oder zu aktualisieren.  
 
6.4  
Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2026 die tatsächlich entstandenen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grund-
lage der in Nummer 5.4 genannten Berechnungsmethode nachzuweisen. Dem Nachweis sind insbesondere Bestätigungen der 
Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und die Einnahmeaufteilungen 
sowohl für die nach Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch für die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten tat-
sächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Dezember 2024 sowie eine Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers über 
die Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2024 im Haustarif bzw. nach BBDB beizufügen. Weiterhin ist jeder Empfänger zu 
verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den Stichtagen 31. 
Dezember 2023 und 31. Januar 2025 beizulegen. Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen anfordern. 
 
6.5  
Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach Maßgabe der Nummer 5.4 hinausgehen, 
sind vom Empfänger zurückzufordern. In der Regel sind die zurückgeforderten Beträge nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten 
Frist erstattet werden. Sollte sich herausstellen, dass der tatsächliche ausgleichsfähige Betrag den prognostizierten übersteigt, ist 
eine Anpassung der gewährten Billigkeitsleistung vorzunehmen.  
 
6.6 
Der nach diesen Richtlinien gewährte Ausgleich kann ganz oder teilweise zurückgefordert werden, wenn der Empfänger die Aufla-
gen nach den Nummern 6.2 bis 6.5 nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat. 
 
7  
Verfahren  
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7.1 (obligatorisch) 
Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistung ist bis zum 30. September 2024 zu stellen. Die Bewilligungsbehörde kann verspä-
tete Anträge zulassen. Er hat die Berechnung bzw. Schätzung der voraussichtlichen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage 
der in Nummer 5.4 genannten Berechnungsmethode zu enthalten.  
 
7.2 (fakultativ) 
Bewilligungsbehörde ist die [Landesbehörde einfügen], in deren Bezirk der Empfänger seinen Sitz hat.  
[obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifvorgabe] Bewilligungsbehörde für Empfänger nach Nummer 3.3 ist jeweils die [Landesbe-
hörde], die die zuständige Bewilligungsbehörde für den Empfänger nach Nummer 3.1 ist, der bis zum 31. März 2024 keine Tarif-
vorgabe nach Landesrecht getroffen hat. 
7.3 (obligatorisch) 
Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß den Nummern 5.4.1 sowie weitere begrün-
dende Unterlagen beizufügen.  
Sammelanträgen von Empfängern gemäß Nummer 3.2 sind die Anträge der Empfänger gemäß Nummer 3.1 beizufügen.  
Fakultativ: „Der Antrag ist formlos schriftlich oder elektronisch zu stellen.“  
 
7.4 (Grundsatz obligatorisch, Detailabweichungen zulässig) 
Der Empfänger erhält auf Antrag bis zur Bewilligung der nach Nummer 7.1 zu beantragenden Billigkeitsleistung in der Regel mo-
natliche Vorauszahlungen. Soweit hierfür kein gesondertes Verfahren mit spezifischen Prognosen geregelt ist, werden die monatli-
chen Vorauszahlungen in Höhe von jeweils 12,5 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig gewährten Billigkeitsleistung gewährt. Die 
Vorauszahlungen werden jeweils am 20. eines Monats ausgezahlt. Im Falle von Nummer 4 leiten die Empfänger die Vorauszah-
lungen unverzüglich weiter. 
 
 
7.5 (obligatorisch) 
Empfänger gemäß Nummer 3.2 haben die Billigkeitsleistungen an die Empfänger gemäß Nummer 3.1 weiterzuleiten und dabei 
sicherzustellen, dass die maßgeblichen Bestimmungen des Bewilligungsbescheides auch den Empfängern auferlegt werden. Dies 
schließt ausdrücklich die Nachweisführung ein.  
 
7.6 (fakultativ) 
Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid näher geregelt.  
 
8 (fakultativ)  
Inkrafttreten/Außerkrafttreten  
Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft und am 30. Juni 2026 außer Kraft. 

 
 
 

Anlage 3 zum Verfahren der Ermittlung der Höhe des bestandssichernden Betrages je Verkehrsunternehmen und Aufteilung auf 
den jeweiligen Aufgabenträger in Nachfolge des Ausgleichs nach § 45a des Personenbeförderungsgesetzes   
  
1.  Grundlegendes Verfahren:   
 
Die Aufteilung der bestandssichernden Leistungen (im Folgenden kurz „Leistung(en)“) an die Verkehrsunternehmen erfolgt grund-
sätzlich auf Basis der im Jahr 2019 erhaltenen § 45a Mittel. Bei wesentlichen Änderungen kann auch das Jahr 2022 herangezogen 
werden.  
 
Die Aufteilung der Leistung erfolgt auf einzelne Linien bzw. Linienbündel (gleiches Ablaufdatum der Genehmigungen) und bei auf-
gabenträgerübergreifenden Linien auf einzelne Aufgabenträger. Wenn keine individuelle sachgerechte Aufteilung in bestehenden 
Delegationsvereinbarungen erfolgt, erfolgt die Aufteilung bei aufgabenträgerübergreifenden Linien anhand des Verhältnisses der 
Nutzplatzkilometer der jeweiligen Linie auf das Gebiet der betroffenen Aufgabenträger.  
 
Durch eine möglichst weitgehende Nutzung von bereits von den Regierungen in den Ausgleichsjahren 2019 bis 2022 geprüften 
Daten kann der Nachweis- und Nachprüfungsaufwand reduziert werden.   
 
Durch die Nutzung der kommunalen Zusammenarbeit und den Zusammenschluss von Aufgabenträgern mit gemeinsamen und 
großflächigen Regelungen und Abrechnungen kann das Verfahren deutlich vereinfacht und insbesondere die Anzahl der auf meh-
rere Aufgabenträger aufzuteilenden Linien deutlich reduziert werden.   
  
Ebene 1:   
 
Das Verkehrsunternehmen beantragt die Leistungen, abgegrenzt entsprechend den untenstehenden Verfahren für die Linien / Li-
nienbündel im Deutschlandticket-Portal (im Folgenden kurz „Portal“).  
 
Neben der Antragssumme fügen sie die Unterlagen zur Abgrenzung der Linien / Linienbündel bei.  
 
Die Verkehrsunternehmen beantragen bis zum 1. März 2024 auf Basis einer ersten Prognose / Hochrechnung einen Abschlag von 
50 % der Ausgleichsleistungen für das Jahr 2024.    
 
Zum 1. September 2024 beantragen die Verkehrsunternehmen den Ausgleich für das gesamte Jahr. Hierzu ergänzen sie die Un-
terlagen zur Abgrenzung der Linien / Linienbündel entsprechend dem untenstehenden Verfahren bei.   
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Sofern Verkehrsunternehmen auf der Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge tätig sind und diese eine Anrechnung der § 
45a-Mittel auf den Ausgleich vorsehen, kann der Aufgabenträger, ein Zweckverband oder eine Verkehrsverbundgesellschaft der 
Aufgabenträger die Mittel insgesamt für alle so beauftragten Linienverkehre beantragen.  Verkehrsunternehmen können die Aufga-
benträger, einen Zweckverband oder eine Verkehrsverbundgesellschaft der Aufgabenträger ermächtigen, in ihrem Auftrag die Aus-
gleichsleistungen zu beantragen.  
  
Ebene 2  

 
Auch die Abwicklung zwischen Aufgabenträgern und Regierungen / Freistaat erfolgt über das Portal. Zum 1. April des Jahres er-
halten die Aufgabenträger 50 % der Leistungen vom Freistaat, um die Abschlagszahlungen an die Verkehrsunternehmen ausrei-
chen zu können oder für die Finanzierung von Verkehren, die auf Grundlage eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags (öDA-Ver-
kehr) erbracht werden. Zieltermin für die Ausreichung der Abschlagszahlung an die Verkehrsunternehmen ist spätestens der 31. 
Mai des Jahres.   
 
Zum 1. Oktober des Jahres erhalten die Aufgabenträger die weiteren 50 % der Leistungen vom Freistaat zur Weitereichung an die 
Verkehrsunternehmen bzw. zur Finanzierung von öDA-Verkehren. Zieltermin für die Ausreichung der Zahlung an die Verkehrsun-
ternehmen ist spätestens der 15. November des Jahres.   
  
2.  Fallgruppe 1: „subjektiver Wechsel der Leistungen“   
 
Charakteristik: Die zugrundeliegenden Linien / Linienbündel sind seit 2019 im Wesentlichen unverändert geblieben. Unwesentliche 
Änderungen sind unbeachtlich. Zur Unterscheidung von wesentlichen und unwesentlichen Änderungen kann insbesondere die Ab-
grenzung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 PBefG im Verhältnis zu § 40 Abs. 2 PBefG herangezogen werden.   
 
Vorab: Wenn bei den Verkehrsunternehmen bei der Aufteilung der Leistungen durch Auslaufen von Linien rechnerisch ein negativer 
Betrag bezogen auf das Gebiet einzelner oder mehrerer Aufgabenträger entstehen würde, so ist dieser „auf Null“ zu setzen, d.h. in 
diesem Fall besteht kein Ausgleichsanspruch des Verkehrsunternehmens für die verbleibenden Linien.   
 
Die Gesamtsumme der auf das Unternehmen entfallenden Leistungen muss dem Wert der § 45a-Mittel des Jahres 2019 für die in 
der Bestandssicherung befindlichen Linien entsprechen. Falls es bei den Einzelberechnungen zu Abweichungen kommt, erfolgt 
eine gleichmäßige Anpassung der Werte aller Linien, um in der Summe den Gesamtwert des Jahres 2019 zu erreichen.     
 
  
a) Ein Unternehmen ist ausschließlich im Gebiet eines Aufgabenträgers tätig  
 
Das Unternehmen betreibt sowohl das gesamte Jahr 2019 als auch jetzt Linien ausschließlich auf dem Gebiet eines Aufgabenträ-
gers. Es beantragt den Wert entsprechend der Bewilligung der § 45a-Mittel für das Jahr 2019. Wenn Linien zu unterschiedlichen 
Zeiten enden, erfolgt die Aufteilung der auf die Linien / Linienbündel entfallenden anteiligen Leistungen nach dem unter b)a) darge-
stellten Verfahren.  
  
b) Ein Unternehmen ist im Gebiet mehrerer Aufgabenträger tätig  
 
b)a) Alle Linien verlaufen jeweils nur im Gebiet eines Aufgabenträgers  
 
Ein Unternehmen hat 2019 als auch jetzt Linien auf dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger. Der § 45a-Ausgleich von 2019 wird vom 
Unternehmen bezogen auf die Linien / Linienbündel auf die einzelnen Aufgabenträger aufgeteilt und bei den jeweiligen Aufgaben-
trägern separat beantragt.   
Die Aufteilung des § 45a-Ausgleichs 2019 auf die Linien erfolgt unternehmensweit einheitlich nach einem der folgenden Ver-
fahren:   
  
Verfahren 1: [Hinweis: voraussichtlich insbesondere für „Mischfälle“ Brutto-öDA / eigenwirtschaftliche Verkehre interessant]  
Unternehmen berechnen den „§ 45a-Wert“ der jeweiligen Linien nach den bundesrechtlichen Berechnungsvorgaben Der § 45a-
Ausgleich 2019 wird im Verhältnis der sich so ergebenden Werte aufgeteilt.   
 
Verfahren 2:  
Unternehmen berechnen den „§ 45a-Wert“ der jeweiligen Linie mit unternehmensweiter mittlerer Reiseweite und anhand der Schü-
lerzahlen je Linie. Der § 45a-Ausgleich 2019 wird im Verhältnis der sich so ergebenden Werte aufgeteilt.  
 
Verfahren 3:  
Im begründeten Einzelfall kann bei Bedarf ein abweichendes Vorgehen vereinbart werden:  
Bei einem abweichenden Vorgehen ist eine Abstimmung zwischen dem Verkehrsunternehmen und den betroffenen Aufgabenträ-
gern erforderlich. Dem abweichenden Vorgehen muss von der jeweiligen Regierung vorab zugestimmt werden. Sind mehrere Re-
gierungen betroffen, ist die Regierung federführend zuständig, bei dem das Verkehrsunternehmen den Sitz hat. Die federführende 
Regierung hat sich mit den anderen Regierungen abzustimmen.   
Bei dem abweichenden Vorgehen ist darauf zu achten, dass die Ermittlung der Höhe des auf die Linien aufzuteilenden § 45a-
Ausgleichs 2019 sachgerecht ist und keine Benachteiligung oder Bevorzugung gegenüber den Verfahren 1 und 2 entsteht.   
  
b)b) Aufgabenträgerübergreifende Linien  
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Bei aufgabenträgerübergreifenden Linien sollte geprüft werden, ob regelmäßig bestehende Delegationsvereinbarungen oder öffent-
liche Dienstleistungsaufträge genutzt und entsprechend (auch für die Nachfolgeregelung) erweitert werden können. Die Summe der 
aufgeteilten Werte entspricht dabei dem Gesamtwert der § 45-Mittel 2019 (siehe oben).   
Die Aufteilung der § 45-Mittel 2019 auf die einzelnen Linien erfolgt entsprechend einem der oben unter b)a) genannten Verfahren. 
Soweit die Finanzierungszuständigkeit auf einen Aufgabenträger delegiert ist, gewährt dieser dem Verkehrsunternehmen diesen 
Ausgleich in Gänze. Die Aufteilung des je einzelner Linien ermittelten Werts auf die Aufgabenträger erfolgt – wenn die ggf. beste-
hende Delegationsvereinbarung zwischen den Aufgabenträgern keine abweichende Aufteilung für die gegenseitige Refinanzierung 
vorsieht – entsprechend der anteilig erbrachten Nutzplatzkilometer auf dem Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers.   
Die Gesamtsumme des auf das Unternehmen entfallenden Ausgleichs muss dem Wert des Jahres 2019 entsprechen (siehe oben).   
  
c) Wechsel von Linien zwischen Unternehmen nach 2019 (egal ob verbundene oder „fremde“ Unternehmen)2  
 
Hier ist die besondere Herausforderung, dass für ein und die gleiche Linie bei verschiedenen Unternehmen unterschiedliche Höhen 
bei der Ausgleichsberechnung nach der 45a-Logik resultieren können. Die „45a-Mittel“ 2019 beruhen auf der Kalkulation der „ab-
gebenden“ Unter 
nehmen, also jeweils auf deren eigenen betriebsindividuellen Werten und unternehmensspezifischen Ergebnissen. Daher sind diese 
auch für die Bestandssicherung die korrekteren Daten. Dies kann bei dem die Linie „aufnehmenden“ Unternehmen zu einem höhe-
ren oder einem niedrigeren Wert als 2019 für die jeweilige Linie führen. Es erfolgt durch die Aufgabenträger und ggf. durch die 
zuständige Regierung ein Plausibilitätsabgleich zwischen den Ergebnissen der „aufnehmenden“ und „abgebenden“ Unternehmen 
wie nachfolgend dargestellt.   
  
„abgebendes“ Unternehmen:   
 
Die Berechnung der Minderung des Ausgleichs durch den Linienwechsel erfolgt in nachvollziehbarer und kontrollierbarer Art und 
Weise auf Grundlage der Daten des § 45aAusgleichs 2019 und wird von der Summe der Ausgleichsleistungen an das „abgebende“ 
Unternehmen wie bei anderen wegfallenden Linienverkehren/auslaufenden Liniengenehmigungen in Abzug gebracht. (Verfahren 
1, 2 oder 3 – siehe oben b)a)).   
  
„aufnehmendes“ Unternehmen:   
 
Wenn der Wechsel in den Jahren 2020 bis 2022 vorgenommen wurde, bestehen sowohl für das aufnehmende als auch das abge-
bende Unternehmen von den Regierungen verbeschiedene Daten mit den unternehmensindividuellen Werten der mittleren Reise-
weite und der Sollkostensatzgruppe. Auf Basis dieser Daten für das aufnehmende Unternehmen ist (wenn möglich für 2022) eine 
nachprüfbare Aufteilung einschließlich der „aufgenommenen Linien“ entsprechend den unter b) beschriebenen Szenarien vorzu-
nehmen (Verfahren siehe oben).  
 
Für Wechsel in den Jahren 2023 und 2024 ist eine entsprechende, nachvollziehbare  
Berechnung durch das „aufnehmende“ Unternehmen erforderlich. Diese wird zur  
Plausibilisierung mit den Werten des „abgebenden“ Unternehmens 2019 abgeglichen. Führt das „aufnehmende“ Unternehmen 
den Verkehr auf der Grundlage eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags durch und sieht dieser vor, dass die § 45a-Mittel auf 
den Ausgleich in tatsächlicher Höhe angerechnet werden, soll grundsätzlich der Wert des „abgebenden“ Unternehmens 2019 an-
gesetzt werden.  
 
Dieses Vorgehen gilt auch für Aufteilung der § 45a-Mittel von Unternehmen in getrennte Einheiten oder Übernahmen und Integra-
tion von Linien.   
 
Die Regelungen finden bei Übertragung (inklusive Rückübertragung) der Betriebsführung i.S.v. § 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG in gleicher 
Weise Anwendung.  
 
3.  Fallgruppe 2: Änderung des Leistungsumfangs / wesentliche Umgestaltung    
 
a) Änderung in den Jahren 2020 bis 2022   
 
Für wesentliche Änderungen im Linienangebot / neue Verkehre, die in den Jahren 2020 bis  
2022 erfolgten, liegen von den Regierungen verbeschiedene Daten vor. Für die Höhe des Ausgleichs sollen, wenn möglich, die 
Daten aus dem Jahr 2022 herangezogen werden. Die Aufteilung auf die Aufgabenträger erfolgt entsprechend den obigen Ver-
fahren.   
  
b) Änderung in den Jahren 2023 oder 2024   
 
Für wesentliche Änderungen im Linienangebot / neue Verkehre in den Jahre 2023 oder 2024 kann nicht auf von den Regierungen 
bestätigte Daten zurückgegriffen werden. Hier ist eine valide und nachvollziehbare Berechnung des Unternehmens beim Aufgaben-
träger und des Aufgabenträgers bei den Regierungen, insbesondere unter Rückgriff auf die Zahl der Schülerinnen und Schüler im 
Rahmen der Bestandssicherung erforderlich. Im Einzelfall können die Regierungen weitere Unterlagen nachfordern oder bei Un-
stimmigkeiten Anpassungen vornehmen.   
  

                                                                 
1 Dies betrifft unter anderem neue Genehmigungsinhaber bei der Neuerteilung von auslaufenden eigen- oder gemeinwirtschaftli-
chen Liniengenehmigungen oder die (teilweise) Übernahme von Unternehmen. Für die Definition von verbunden Unternehmen ist 
insbesondere § 271 Absatz 2 des Handelsgesetzbuches heranzuziehen.   
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c) Änderungen ab 2025  
 
Für wesentliche Änderungen während der Laufzeit der Bestandssicherung wird die Höhe der Ausgleichsleistungen unter entspre-
chender Anwendungen der unter b) beschriebenen Vorgehensweise angepasst.   
  
4.  Sonderkonstellationen:  
 
a) „Durchtarifierte Umsteiger“ (zwischen mindestens zwei Verkehrsunternehmen), wenn nicht durch Einnahmeaufteilung abgebildet  
 
Die Auszubildenden nutzen mit Umstieg kombinierte Linien verschiedener Unternehmen. Die Beantragung der § 45a-Mittel erfolgte 
hier bisher von nur einem der betroffenen Unternehmen und dieses bekam bisher auch die Leistungen nach § 45a PBefG für alle 
kombinierten Linien von der Regierung. Das Unternehmen hat dann die von der Regierung erhaltenen Mittel nach einer unterneh-
mensinternen Abstimmung zwischen den betroffenen Unternehmen aufgeteilt.   
 
Bei der Aufteilung der Leistungen von den Regierungen waren bisher nur die antragsstellenden Unternehmen bekannt, sodass die 
„interne Umverteilung“ nicht berücksichtigt werden konnte.   
 
Vorgehen:   
Die Unternehmen, die bisher die Leistungen von der Regierung erhalten haben, geben den Regierungen an, in welcher Höhe die 
Mittel auf die beteiligten Unternehmen aufgeteilt wurden.   
 
Die „erhaltenden Unternehmen“ melden dieses ebenfalls an die Regierungen.  
 
Grundlage der Meldungen sind die Zahlungen des Jahres 2019.   
 
Die Regierungen passen im Portal die für die Unternehmen ermittelten Beträge („Unternehmensliste“) um die Korrekturbeträge auf 
Grund von „durchtarifierten Umsteigern“ an. Diese „adjustierte“ Unternehmensliste dient zum Abgleich der Anträge für die Linien / 
Linienbündel je Unternehmen.   
  
b) Verteilung von Leistungen nach § 45a in Verkehrsgemeinschaften   
In einigen Verkehrsgemeinschaften erfolgte ähnlich dem Vorgehen der Einnahmeaufteilung eine Umverteilung von Ausgleichsmit-
teln nach § 45a zwischen den antragstellenden Unternehmen und Unternehmen, die diese wirtschaftlich erhalten („EAV inkl. 45a“).  
 
Diese Umverteilung ist wirtschaftlich für die Unternehmen von Bedeutung, ist den Regierungen aber unbekannt.   
 
Vorgehen:   
 
Die vorhandene Poolung ist für die Bestandssicherung transparent zu machen.  
 
Die betroffenen Verkehrsunternehmen melden den Regierungen, was sie 2019 (falls nicht für 2019 vorhanden, dann 2022) als 
Ausgleich auf der jeweiligen Linie / Linienbündel erhalten haben und was sie an die Verteilung abgegeben haben, um so eine 
angepasste Höhe des Betrages für den Bestandsschutz des jeweiligen Unternehmens erstellen zu können. Vergleiche Vorgehen 
unter 4a).   
  
c) atypische und unvorhergesehene Sonderkonstellationen   
 
Sollte es bei der Anwendung der beschriebenen Vorgehensweisen zu unvorhergesehenen Verwerfungen oder atypischen Proble-
men kommen, kann im besonders darzulegenden Einzelfall in Abstimmung mit der jeweiligen Regierung ein abweichendes Vorge-
hen vereinbart werden.    
 

 
 

Anlage 4: Linie 600 
 
Linienweg gemäß Nahverkehrsplan für den Nahverkehrsraum Augsburg 2015plus: 
Augsburg – Steppach – Diedorf – Gessertshausen – Wollishausen – Breitenbronn – Holzara / Thannhausen – Krumbach 
 
Tabelle: Haltestellen im Stadtgebiet Augsburg 

Augsburg-Krumbach Krumbach-Augsburg 
Augsburg, Hbf Stadtbergen, Augsburg West P+R 1) 

Augsburg, Staatstheater    Kriegshaber - ohne Halt 
   Volkhartstraße - ohne Halt    Heimgarten - ohne Halt 
   Senkelbach - ohne Halt Augsburg, Diakonissenhaus 
   Oberhausen Bf - ohne Halt Augsburg, Staatstheater 
   Heimgarten - ohne Halt Augsburg, Hbf 
   Kriegshaber - ohne Halt  
Stadtbergen Augsburg West P+R 1)  

 
1) Erster/letzter Halt im Landkreis Augsburg 
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Vollzug des Bayerischen Versammlungsgesetzes (BayVersG); 
10. Allgemeinverfügung vom 13.12.2023 zur Anordnung von versammlungsrechtlichen Beschränkungen 

anlässlich terroristischer Angriffe im Nahen Osten 
 
Die Stadt Augsburg erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Für Versammlungen unter freiem Himmel im Hoheitsgebiet der Stadt Augsburg werden folgende Beschränkungen angeordnet: 
 

1.1. Das Mitführen bzw. die Verwendung der nachstehenden Symbole und Kennzeichen wird untersagt:  
 

1.1.1 Hamas-Fahne / Hamas-Emblem 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1.2 Kassam-Brigaden (bzw. Kassem-Brigaden / Al-Qassam-Brigaden / Izzadin-Al-Qassam-Brigaden)  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.1.3 Fahne / Emblem der Popular Front for the Liberation of Palestine (PFLP) 
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1.1.4 Kennzeichen der Hizb Allah (bzw. Hisbollah / Hezbollah / Hizbullah) 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 

1.1.5 Al-Aksa-Märtyrerbrigade (bzw. Al Aqsa Martyr´s Brigade) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.1.6 Kennzeichen des Palästinensischen Islamischen Dschihad 

 

    

   

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
1.1.7 Iranische Revolutionsgarde 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 



Amtsblatt der Stadt Augsburg       Nummer 51, 22. Dezember 2023, Seite 490 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

1.1.8 Kuran ve Ehli Beyt Mektebi Augsburg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.2  Das Zerstören, Verbrennen, Beschädigen, Zerreißen, Zertrampeln, Beschmieren, Unkenntlich machen oder 
Verunglimpfen von Flaggen und Hoheitszeichen ausländischer Staaten sowie der Flagge Palästinas wird untersagt. 

 
 
 
 
 
 
     (Flagge Palästinas) 
 
 
 
 
 
 
1.3  Das Sagen, (Aus-)Rufen, Skandieren, Singen oder die sonstige Verwendung der folgenden Parolen – gleich in welcher 

Sprache – wird untersagt, z. B. in Form von Schrift, Liedgut oder künstlerischen Darstellungen: 
 

1.3.1 „Tod Israel / Tod den Juden“ 
 

1.3.2 „Von XXX bis nach Gaza - Yallah Intifada“ (XXX = jeweiliger Ort; jeweilige Stadt) 
 
1.3.3 „Von XXX bis nach Gaza-Stadt, macht die Scheiß Besatzer platt“ (XXX = jeweiliger Ort, jeweilige Stadt) 
 
1.3.4 „Palestine will be free, from the river to the sea“ 
 
1.3.5 „From the river to the sea – we demand equality” 
 
1.3.6 „Chaibar Chaibar oh Ihr Juden“ 
 
1.3.7 „Kindermörder Israel“ / „Israel tötet Kinder“ 
 
1.3.8 „Udrub Udrub Tal Abib“ 
 
1.3.9 „Udrub“ 
 
1.3.10 „Al Aqsa muss befreit werden“ 
 
1.3.11 „Deutsche Staatsräson fordert das Töten von Kindern“ 
 
1.3.12 „Ungläubige besiegen“ 
 
1.3.13 „Jerusalem gehört den Muslimen“ 
 
1.3.14 “Stoppt den Genozid in Gaza“ 
 
1.3.15 jegliche Forderung eines Kalifats („Khilafah“) in der Bundesrepublik Deutschland 
 
1.3.16 jegliches Infragestellen des Existenzrechts Israels 
 
1.3.17 Zeigen des IS-Symbols (erhobener rechter Zeigefinger) 

  
1.4    Alle Äußerungen in Wort- und Redebeiträgen, Schrift, Liedgut oder künstlerischen Darstellungen sowie Kundgebungsmittel 

dürfen die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht beeinträchtigen und haben den öffentlichen Frieden zu wahren. Es 
darf nicht zu Gewalt oder Hass im Allgemeinen oder gegen die israelische Bevölkerung aufgerufen werden. Das 
Existenzrecht des Staates Israel darf nicht geleugnet werden. Es dürfen keine Kriegsopfer verunglimpft werden. Die 
Aggressionen im Nahen Osten dürfen nicht verherrlicht werden. 
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1.5  Das Verteilen von Süßwaren wird bei Versammlungen mit Bezug zu Krisenregionen, Kriegsgebieten, gewaltvollen 
Konflikten, Terror usw. untersagt. Entsprechende Befreiungsgesuche können bei den Versammlungsbehörden gestellt 
werden. 
 

2. Abweichungen von den Anordnungen der Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung sind im Rahmen von Einzelanweisungen der 
polizeilichen Einsatzkräfte möglich. 

 
3. Die unter Ziff. 1 der Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen gelten auch für Versammlungen unter freiem Himmel, die 

der Anzeigepflicht gem. Art. 13 BayVersG nicht nachkommen sowie für überörtliche Versammlungen unter freiem Himmel, die 
das Hoheitsgebiet der Stadt Augsburg passieren. 
 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG am 15.12.2023 um 14:00 Uhr durch Veröffentlichung im Internet 
(https://www.augsburg.de/amtliche-bekanntmachungen/) als bekannt gegeben und ist ab dem 16.12.2023, 0:00 Uhr wirksam. 
 

5. Die Allgemeinverfügung ist bis zum Ablauf des 22.12.2023 gültig. 
 
 

Hinweise: 
 

1. Mit Geldbuße bis zu dreitausend Euro kann belegt werden, wer diesen vollziehbaren Anordnungen zuwiderhandelt, vgl. 
Art. 21 Abs. 1 Nr. 6 BayVersG. 

 
2. Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Veranstalter oder als Leiter einer 

Versammlung diesen vollziehbaren Anordnungen zuwiderhandelt, vgl. Art. 20 Abs. 2 Nr. 4 BayVersG. 
 

3. Die sofortige Vollziehbarkeit der Ziffern 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung besteht kraft Gesetzes, vgl. Art. 25 BayVersG. 
 

4. Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können in dem an der Maximilianstraße gelegenen Durchgang zum 
Innenhof des Verwaltungsgebäudes 1, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg an der Anschlagtafel und auf der städtischen 
Internetseite unter www.augsburg.de/amtliche-bekanntmachungen eingesehen werden. 

 
 

Gründe: 
 

I. Sachverhalt 
 

Am 07.10.2023 startete die Hamas vom Gazastreifen aus einen Angriff auf Israel. Noch am selben Tag verkündete der israelische 
Ministerpräsident, dass sich Israel im Krieg befinde. Seitdem herrscht ein massiver Beschuss sowohl auf palästinensischer als auch 
auf israelischer Seite. Bislang sind auf Seiten beider Konfliktparteien bereits tausende Menschen getötet worden. Eine Beendigung 
der kriegerischen Handlungen im Nahen Osten ist derzeit nicht ersichtlich. Vielmehr droht sogar eine Eskalation des Konflikts, da 
auch Beschuss in bzw. von Nachbarländern Israels zu verzeichnen ist. So werde Israel zum einen auch aus dem Libanon attackiert. 
Daneben wurden am 12.10.2023 zwei syrische Flughäfen von Israel beschossen Die derzeitige Lage im Nahen Osten kann 
zusammenfassend als sehr dynamisch mit einer raschen Entwicklung beschrieben werden. Aufgrund des bereits seit Jahrzehnten 
schwelenden Konflikts zwischen Israel und den Palästinensern herrscht ein hoher Emotionalisierungsgrad bei den betroffenen 
Bewohnern und Bewohnerinnen des Nahen Ostens. 
 
Diese Emotionalisierung und aufgeheizte Stimmung spiegelt sich auch in der Bevölkerung Deutschlands wider. So kam es seit 
Samstag, den 07.10.2023 zu einer Vielzahl an Aktionen und Versammlungen anlässlich des Konflikts im Nahen Osten. Noch am 
07.10.2023 wurden in Berlin Süßigkeiten von pro-palästinensischen Aktivisten an Passanten verteilt, um den Angriff der Hamas auf 
Israel zu feiern (vgl. https://www.t-online.de/region/berlin/id_100255774/berlin-palaestina-aktivisten-feiern-hamas-angriffe-auf-
israel-mit-gebaeck.html, zuletzt abgerufen am 19.10.2023). Daneben gab es im ganzen Bundesgebiet pro-palästinensische-
Versammlungen, die zu Ausschreitungen und der Verwirklichung von Straftatbeständen führten. So kam es am 09.10.2023 in 
München im Rahmen einer pro-palästinensischen Versammlung zu einer Beleidigung antisemitischen Inhalts und der Forderung 
nach der „völligen Auslöschung Israels“ (vgl. https://www.msn.com/de-de/nachrichten/welt/antisemitische-beleidigungen-und-
hassplakate-bei-pro-pal%C3%A4stina-demo/ar-AA1hYp3J, zuletzt abgerufen am 19.10.2023). In Berlin wurden mehrere pro-
palästinensische-Versammlungen für den 11.10.2023 verboten. Jedoch versammelten sich trotz Verbots die Anhänger pro-
Palästinas und zeigten palästinensische Flaggen und Flugblätter mit israelfeindlichen Inhalten, wodurch der Verdacht der 
Volksverhetzung bestand. Daneben wurden polizeiliche Einsatzkräfte mit Pyrotechnik und Flaschen beworfen. Im Rahmen der 
zahlreichen Polizeieinsätze anlässlich der trotz des Versammlungsverbots durchgeführten Demonstrationen kam es zu 13 
Strafermittlungsverfahren unter anderem wegen Beleidigung, gefährlicher Körperverletzung, Gefangenenbefreiung, 
Landfriedensbruchs, Widerstands und tätlichen Angriffs. Daneben wurden 104 Ordnungswidrigkeitenanzeigen wegen Verstößen 
gegen das Versammlungsfreiheitsgesetz Berlins gefertigt (vgl. https://www.msn.com/de-de/nachrichten/welt/trotz-pro-
pal%C3%A4stina-demo-verbots-zahlreiche-anzeigen/ar-AA1i7rqI, zuletzt abgerufen am 19.10.2023). Die Stimmung auf den 
Versammlungen lässt sich bundesweit als sehr aggressiv und emotional beschreiben. 
 
Für Freitag, den 13.10.2023 hatte die Hamas zudem weltweit zu antiisraelischen Protesten aufgerufen (vgl. https://www.t-
online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_100258878/nach-aufruf-der-hamas-deutschland-erhoeht-vorkehrungen-zum-
schutz-von-juden.html, zuletzt abgerufen am 19.10.2023). Anlässlich des Aufrufs war im gesamten Bundesgebiet mit 
israelfeindlichen Aktionen zu rechnen. Weitere Aufrufe der Hamas in dieser Richtung bei Fortbestehen des Kriegs im Nahen Osten 
sind zudem zu befürchten. So kam es u.a. auch in Augsburg zu israelfeindlichen Vorfällen: Eine an einem städtischen Fahnenmast 
angebrachte Israel-Fahne wurde am 13.10.2023 durch Unbefugte entfernt und versucht diese anzuzünden. Eine an gleicher Stelle 
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als Ersatz aufgehängte Fahne wurde in der Nacht vom 17.10. auf den 18.10.2023 erneut unbefugt heruntergerissen, beschädigt 
und anschließend entwendet (vgl. Augsburg: Israel-Fahne am Rathausplatz wird nur noch tagsüber wehen (augsburger-
allgemeine.de); zuletzt abgerufen am 19.10.2023). Auch zwei auf einem Privatgründstück in der Konrad-Adrenauer-Allee befindliche 
Flaggen Israels wurden entwendet. Zudem mehren sich Anzeigen israelkritischer bzw. pro-palästinensischer Versammlungen bzw. 
wurden auch nicht angezeigte Versammlungen untersagt. 
 
Im Rahmen einer pro-palästinensischen Versammlung am 27.10.2023 wurde von den Versammlungsteilnehmern „Von Augsburg 
bis nach Gaza-Stadt, macht die Scheiß Besatzer platt“ skandiert. Am 04.11.2023 wurde bei einer pro-palästinensischen 
Versammlung der durch die 4. Allgemeinverfügung der Stadt Augsburg zur Anordnung von versammlungsrechtlichen 
Beschränkungen anlässlich terroristischer Angriffe im Nahen Osten untersagte Spruch „Kindermörder Israel“ gerufen. 
 

II. Rechtliche Würdigung 
 

Die Stadt Augsburg ist zum Erlass dieser Allgemeinverfügung i. S. d. Art. 35 Satz 2 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) sachlich und örtlich zuständig (Art. 24 BayVersG, Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 BayVwVfG). 
 
Die getroffenen Beschränkungen unter Ziff. 1 und 2 fußen auf Art. 15 Abs. 1 BayVersG, wonach die zuständige Behörde 
Versammlungen beschränken kann, sofern nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung der Versammlung unmittelbar gefährdet ist. 
 
Die Stadt Augsburg verkennt hierbei nicht, dass an das Tatbestandsmerkmal der unmittelbaren Gefahr keine geringen 
Anforderungen zu stellen sind. Nach der Rechtsprechung des BVerfG setzt eine unmittelbare Gefährdung eine Sachlage voraus, 
die bei ungehindertem Geschehensablauf mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden für die der Versammlungsfreiheit 
entgegenstehenden Interessen führt. Unter Berücksichtigung der Bedeutung der Versammlungsfreiheit darf die Behörde bei dem 
Erlass von vorbeugenden Verfügungen keine zu geringen Anforderungen an die Gefahrenprognose stellen. Daher müssen zum 
Zeitpunkt des Erlasses der Verfügung erkennbare Umstände dafür vorliegen, aus denen sich die unmittelbare Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung ergibt. Als Grundlage der Gefahrenprognose sind konkrete und nachvollziehbare tatsächliche 
Anhaltspunkte erforderlich; bloße Vermutungen reichen nicht aus (BVerfG, Beschl. V. 19.12.2007, 1 BvR 2793/04 (Rn. 20); BVerfGE 
69, 315 [353 f.]; BVerfGE 115, 320 [361]). Nach allgemeinen sicherheitsrechtlichen Grundsätzen sind aber auch im 
Versammlungsrecht an die Wahrscheinlichkeit umso geringere Anforderungen zu stellen, je größer und folgenschwerer der 
drohende Schaden ist (OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 22.09.2016, 7 A 11077/15, Rn. 17 – juris; OVG Niedersachsen, Urt. v. 
29.05.2008, 11 LC 138/06, Rn. 44 – juris; Barczak, in: Ridder/Breitbach/Deiseroth, Versammlungsrecht, 2. Aufl., § 15 Rn. 176). 
 
Die Anordnungen der Ziff. 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung erfolgten in Ausübung pflichtgemäßen Ermessens (Art. 40 
BayVwVfG). Wie oben beschrieben herrscht auf Versammlungen anlässlich des Kriegs im Nahen Osten ein hohes Gewalt- und 
Konfliktpotenzial. Dies rührt auch aufgrund der hohen Anteilnahme der Bevölkerung ohne persönlichen Bezug zu den betroffenen 
Konfliktparteien. Die Verwirklichung von Straftaten und / oder Verstöße versammlungsrechtlicher Natur prägen die 
Versammlungslage in Deutschland. Schon durch augenscheinlich harmlose Handlungen wie das Verteilen von Süßwaren durch 
pro-palästinensische Anhänger wird eine Verherrlichung der Gräueltaten im Nahen Osten hervorgerufen und stellt eine Provokation 
dar. Durch den über Jahrzehnte anhaltenden Konflikt im Nahen Osten ist die Stimmung außerdem besonders aufgeheizt. Die über 
diesen langen Zeitraum angestauten Gefühle und Emotionen entladen sich nun und schaffen ein Gesamtbild der aggressiven und 
übermäßig angespannten Stimmungslage auf allen Seiten der Konfliktparteien. 
 
Selbst präventive Versammlungsverbote, Auflösungen von Versammlungen, die Ahndung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
sowie eine starke Polizeipräsenz auf Versammlungen in anderen Städten tragen nicht zu einer vollständigen Entspannung der 
Versammlungslage in Deutschland bei. Dabei macht es außerdem keinen Unterschied in welchem Gebiet oder in welcher Stadt in 
der Bundesrepublik die Versammlungen durchgeführt werden. So wie sich die Situation auf Versammlungen hierzulande nicht 
verändert, ändert sich auch nicht das Geschehen im Nahen Osten. Vielmehr ist eine Bodenoffensive Israels durgeführt worden. 
Hierbei ist eine weitere Eskalation des Kriegs umso konkreter zu befürchten. Bei einer Zuspitzung der Situation im Nahen Osten ist 
außerdem ein Anstieg von Verstößen gegen die Rechtsordnung, insbesondere durch die Begehung von Straftaten hinsichtlich § 
130 StGB (Volksverhetzung) § 126 StGB (Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung von Straftaten) § 111 StGB 
(Öffentliche Aufforderung zu Straftaten) § 104 StGB (Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen ausländischer Staaten) §§ 86a, 
86 StGB (Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger und terroristischer Organisationen und Verwenden von 
Kennzeichen verfassungswidriger und terroristischer Organisationen) oder anderen (menschen-)verachtenden Inhalten auf 
Versammlungen anlässlich des Krieges im Nahen Osten zu erwarten. Dass sich dieses Verhalten über das gesamte Bundesgebiet 
erstreckt, wurde bereits oben aufgeführt. Dadurch ist auch im Hoheitsgebiet der Stadt Augsburg mit den beschriebenen und von 
Versammlungen ausgehenden konkreten Gefahren zu rechnen. Mittlerweile liegen auch konkrete Versammlungsanzeigen pro-
palästinensischer bzw. israelkritischer Versammlungen vor bzw. wurden bereits mehrfach durchgeführt, aber auch Hinweise auf 
Versammlungen, die nicht bei den zuständigen Behörden angezeigt wurden. Diese konkreten Gefahren ergeben sich durch das zu 
erwartende Mitführen bzw. die Verwendung der o. g. Symbole und Kennzeichen sowie der unter Ziffer 1 aufgeführten Äußerungen 
und Aktionen auf Verletzungen der Menschenwürde, Leben und Gesundheit (auch unbeteiligter Dritter) sowie Verletzungen gegen 
das Friedlichkeitsgebot auf Versammlungen und Verstöße gegen die Rechtsordnung. Die jeweils untersagten Symbole, 
Kennzeichen und Aktionen stellen laut Operativen Staatsschutz der Kriminalpolizei Schwaben Nord u. a. Straftaten dar, zeigen anti-
israelische Einstellungen und führen zu einer starken Provokation von möglichen Gegendemonstranten. Dasselbe gilt für Aktionen 
mit feierndem Charakter wie das Verteilen von Süßwaren. Weiterhin zeigen die erfolgten Beschädigungen der israelischen Flagge 
am Rathausplatz in Augsburg durch unterschiedliche Täter, dass israelfeindliches Potential lokal vorhanden und die Hemmschwelle 
niedrig ist, israelische Staatssymbole zu verunglimpfen. 
 
Es gab nun bereits wiederholt antisemitische Parolen auf angezeigten pro palästinensischen Versammlungen in Augsburg. 
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Der Eingriff in die Versammlungsfreiheit ist daher verhältnismäßig. Die unter Ziff. 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung verfügten 
Beschränkungen, stellen tatsächliche wie rechtlich mögliche Mittel dar, um Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu 
verhindern. Insbesondere wird dem Tatbestandsmerkmal der Friedlichkeit aus Art. 8 Abs. 1 GG Rechnung getragen. Daneben 
werden konkrete Gefahren für die Rechtsordnung ausgeräumt. 
 
Auch sind die Maßnahmen geeignet und erforderlich. Durch die Beschränkungen in Ziffer 1 und 2 wird der gesetzliche Zweck, die 
Gefahrenabwehr auf Versammlungen und das dortige Friedlichkeitsgebot erreicht und es sind keine milderen Mittel ersichtlich, 
welche gleich effektiv sind die bestehenden konkreten Gefahren für den öffentlichen Frieden, die Menschenwürde, Leben und 
Gesundheit und die Rechtsordnung zu beseitigen. Zudem würde eine komplette Untersagung von Versammlungen anlässlich des 
Krieges im Nahen Osten die Veranstaltenden in ihren Grundrechten weitaus mehr beeinträchtigen, als es durch die getroffenen 
Beschränkungen gegeben ist, zumal eine Untersagung nur als ultima ratio in Frage kommt. 
 
Die Reduzierung der Maßnahmen auf Versammlungen mit eindeutigen Themen, die eine Billigung, Verherrlichung oder 
Verunglimpfung der Geschehnisse im Nahen Osten vor Ort konkret befürchten lassen, stellt zudem kein geeignetes milderes Mittel 
dar. Wie den Medien zu entnehmen ist, wurden in der Vergangenheit bereits mehrfach Verbote solcher zu befürchtenden 
unfriedlichen Versammlungen ausgesprochen. Dennoch haben sich die Veranstalter und Teilnehmenden über diese Verbote 
hinweggesetzt und sich versammelt. Hierbei kam es zu einer hochgradigen Verletzung der Rechtsordnung und einer erheblichen 
Anzahl von erstellten Straf- bzw. Ordnungswidrigkeitenanzeigen. Durch die Durchführung der verbotenen Versammlungen wurde 
so auch der öffentliche Friede nicht gewahrt. Um einem Versammlungsverbot zu entgehen, ist konkret zu befürchten, dass pro-
palästinensische Aktivisten unter dem Deckmantel eines friedlichen oder neutralen Themas eine Versammlung anzeigen. Vor Ort 
könnten sodann unfriedliche bzw. provokative Äußerungen, Kundgabemittel oder Handlungen vollzogen werden. Aus diesem Grund 
ist auch die Ziff. 2 dieser Allgemeinverfügung erforderlich. So könnten pro-palästinensische Aktivisten auch bei Nichteinhaltung des 
Art. 13 BayVersG oder bei Anzeige einer überörtlichen Versammlung bei einer der weiteren zuständigen Kreisverwaltungsbehörden 
bewusst ein Versammlungsverbot oder den Erlass von versammlungsrechtlichen Verfügungen umgehen. Im Übrigen bewegt der 
aktuelle Konflikt im Nahen Osten eine breite Bevölkerungsschicht und somit auch eine Vielzahl von Gruppierungen, welche sich 
primär mit anderen (Versammlungs)themen beschäftigen. Somit ist davon auszugehen, dass auch auf Versammlungen mit 
grundsätzlich anderen Kernthemen – zumindest teilweise – der Nahostkonflikt thematisiert wird. Dass die Themensituation 
dynamisch ist, wurde bereits in der Vergangenheit bei verschiedenen Versammlungen aus dem linken und rechten Spektrum 
ersichtlich. Auch die Vielzahl von äußerst hetorogenen Themen bei den wöchentlichen Versammlungen der Corona 
Maßnahmengegner und die fortlaufende Themenanpassung unterstreichen dies. Somit ist damit zu rechnen, dass es auch 
Versammlungen ohne direkten Zusammenhang zum Nahostkonflikt zu Verstößen, Provokationen und unfriedlichen 
Versammlungen – ohne die Beschränkungen aus Ziffer 1 und 2 – kommen kann. 
 
Im Übrigen sind die beschränkenden Verfügungen angemessen. In ihrer Ermessensausübung hatte die Stadt Augsburg zwischen 
einer uneingeschränkten Versammlungsausübung der Veranstaltenden aus Art. 8 Abs. 1 GG und der Wahrung der Menschenwürde 
aus Art. 1 Abs. 1 GG, dem Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG und dem öffentlichen 
Schutzgut der Rechtsordnung abzuwägen. Im Rahmen der praktischen Konkordanz sind diese Rechtsgüter in Ausgleich zu bringen. 
Soweit Beschränkungen verfügt werden, ist dies nach Art. 8 Abs. 2 GG für Versammlungen unter freiem Himmel durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes möglich, allerdings nur zum Schutz gleichwertiger anderer Rechtsgüter unter strikter Wahrung der 
Verhältnismäßigkeit (zuletzt etwa BVerfG, B.v. 21.11.2020 – 1 BvQ 135/20 – juris Rn. 6; B.v. 30.8.2020 – 1 BvQ 94/20 – juris Rn. 
14 m.w.N.; BayVGH B.v. 24.1.2021 – n.v. Rn. 12 des BA). Rechtsgüterkollisionen ist im Rahmen versammlungsrechtlicher 
Verfügungen etwa durch Auflagen oder Modifikationen der Durchführung der Versammlungen Rechnung zu tragen (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 24. Oktober 2001 a.a.O., juris Rn. 54, 63). 
 
Werden die Gewalttaten im Nahen Osten verherrlicht, gebilligt oder verunglimpft so liegt angesichts der kriegerischen Handlungen 
und den zahlreichen (zivilen) Todesopfern auf beiden Seiten der Kriegsparteien eine Verachtung der Menschenwürde vor. Dies 
stellt für die Anhänger und Anhängerinnen der jeweiligen Konfliktparteien – auch in Deutschland – eine enorme Provokation dar, 
insbesondere aufgrund des hohen Emotionalisierungsgrades. Die Würde des Menschen ist in Art. 1 Abs. 1 GG geregelt. Somit steht 
sie an erster Stelle des Grundgesetzes. In Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG ist zudem aufgeführt, dass sie zu achten und zu schützen die 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt ist. Schon alleine durch das Aufführen der Menschenwürde an erster Stelle im Grundgesetz 
wird der hohe Stellenwert dieses Grundrechts in der Bundesrepublik Deutschland deutlich.  
 
Daneben können sich Versammlungen nur auf den Schutzbereich des Art. 8 GG berufen solange sich die Teilnehmenden friedlich 
verhalten. Dass gerade dieses Tatbestandsmerkmal der Friedlichkeit in Zuge von Versammlungen zum Krieg im Nahen Osten nicht 
mehr gewahrt wird, wurde bereits in den oben getätigten Ausführen bewiesen. Die Gefährdung der Friedlichkeit setzt dabei nicht 
den Einsatz von Waffen voraus.  
 
Die enormen Verstöße gegen die bestehende Rechtsordnung, insbesondere von Delikten, die die Tatbestände Billigung eines 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 7 Völkerstrafgesetzbuch), Kriegsverbrechen gegen Personen (§ 8 
Völkerstrafgesetzbuch), Aufforderung zu Straftaten (§ 111 StGB), Billigung von Straftaten (§ 140 StGB), Volksverhetzung (§ 130 
StGB) sowie Verwenden von Kennzeichen / Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger und terroristischer 
Organisationen (§ 86a Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 86 Abs. Abs. 2 StGB bzw. § 20 VereinsG) belegen zum einen die Verletzungen der 
Menschenwürde und Verstöße gegen das Friedlichkeitsgebot auf Versammlungen.  
 
Des Weiteren wurden bei vergangenen Versammlungen zum Themenkomplex „Israel/pro-Palästinenser“ pyrotechnische 
Gegenstände und Flaschen auf polizeiliche Einsatzkräfte geworfen, wodurch diese verletzt wurden. Daneben können die 
entstandenen Glasscherben oder versehentliche Flaschenwürfe auf unbeteiligte Dritte oder die Teilnehmenden selbst konkrete 
Gefahren für Leben und Gesundheit der Betroffenen darstellen. 
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die unter Ziff. 1. und 2. getroffenen Verfügungen geeignete Maßnahmen 
darstellen, die die konkreten Gefahren für die Menschenwürde, die Friedlichkeit von Versammlungen, Leben und Gesundheit sowie 



Amtsblatt der Stadt Augsburg       Nummer 51, 22. Dezember 2023, Seite 494 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
die Rechtsordnung ausräumen. Ein Sachbezug zwischen dem Protestgegenstand und der breiten Öffentlichkeit wird unter 
Einhaltung der angeordneten Beschränkungen gewährleistet.  
 
Nach sorgfältiger Abwägung kommt die Stadt Augsburg zu dem Schluss, dass das Recht auf uneingeschränkte Durchführung der 
Versammlungen hinter den weiteren betroffenen Grundrechten, insbesondere den gewichtigen Grundrechten der Menschenwürde 
sowie Leben und Gesundheit, zurücksteht. Die getroffenen Verfügungen stellen zudem eine äußerst geringe Einschränkung dar. 
Die breite Öffentlichkeit kann von den Versammlungen hinlänglich angesprochen werden und Notiz von ihnen erlangen. Für 
Versammlungen, die keinen thematischen Bezug zum herrschenden Konflikt im Nahen Osten haben, stellen die getroffenen 
Verfügungen keine Einschränkungen der Versammlungsfreiheit dar.  
 
Die angeordneten Beschränkungen sind somit verhältnismäßig. 
 
Die Laufzeit unter Ziff. 4 dieser Allgemeinverfügung wurde bis einschließlich 22.12.2023 gewählt, um den dynamischen 
Entwicklungen im Nahen Osten zu entsprechen. Nach derzeitigem Stand ist außerdem nicht mit einer Beendigung des Krieges zu 
rechnen. Aufgrund der Beteiligung weiterer Staaten an diesem Konflikt ist eher mit einer Ausweitung zu rechnen. Die 
Allgemeinverfügung mit der gewählten Laufzeit stellt so ein adäquates Instrument dar, um eine klare Rechtslage für Versammlungen 
in Augsburg zu schaffen. 
 
Die Anordnungen in Ziffer 1 und 2 dieser Allgemeinverfügung sind gemäß Art. 25 BayVersG sofort vollziehbar. 
 
Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntgabe als bekannt gegeben. Um den oben beschriebenen konkreten Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung wirksam zu begegnen, wurde von der Möglichkeit des Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG 
Gebrauch gemacht und ein früheres Bekanntgabedatum gewählt. Aufgrund der Brisanz und Gegenwärtigkeit des Nahost-Konflikts 
ist mit der Durchführung von Versammlungen zu diesem Thema vor Ablauf der zwei Wochen konkret zu rechnen. Grundsätzlich 
werden öffentliche Bekanntmachungen im Amtsblatt der Stadt Augsburg veröffentlicht, § 1 Abs. 1 S. 1 Satzung über die öffentliche 
Bekanntmachung in ortsüblicher Weise im Bereich der Stadt Augsburg (Bekanntmachungssatzung). Allerdings ist es gemäß § 1 
Abs. 2 S. 1 Bekanntmachungssatzung möglich, zur Verhütung erheblicher Gefahren für Leben, Gesundheit oder zum Schutz von 
Sachgütern, eine Allgemeinverfügung im Internetauftritt der Stadt Augsburg, in Rundfunk oder Medien oder durch geeignete 
Kommunikationsmittel bekannt zu machen. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem  
 
Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Stadt Augsburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochten 
Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung 
zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 
fällig. 
 
 
 
gez. 
Frank Pintsch 
Berufsmäßiger Stadtrat 
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Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer für das Kalenderjahr 2024 
 

Die Grundsteuer kann für diejenigen Steuerschuldner, für die die gleiche Steuer wie im Vorjahr anfällt, anstatt durch individuellen 
Bescheid auch durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt werden (§ 27 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes). 
Vorbehaltlich der Erteilung eines schriftlichen Grundsteuermessbescheides oder Grundsteuerbescheides 2024 wird hiermit gemäß 
§ 27 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes die Grundsteuer für das Kalenderjahr 2024 in gleicher Höhe wie im Vorjahr festgesetzt.  
Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2024 erhalten, im Kalenderjahr 2024 die gleiche 
Grundsteuer wie im Kalenderjahr 2023 zu entrichten haben. Für diese treten mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die 
gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid für das Jahr 2024 zugegangen 
wäre.  
Die Grundsteuer wird - vorbehaltlich einer anderen Regelung - zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November 2024 fällig. Jahreszahler haben den Gesamtbetrag der Steuer am 1. Juli zu entrichten. 
Die Grundsteuerbescheide und die Begründung hierzu können bei der Stadt Augsburg, Stadtkämmerei, Rathausplatz 2 a (Rat-
hausanbau), 86150 Augsburg, eingesehen werden. Diese öffentliche Grundsteuerfestsetzung gilt 2 Wochen nach dem Tag der 
Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Festsetzung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder 
unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden. 
 
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird: 
ist der Widerspruch einzulegen bei der Stadt Augsburg, Stadtkämmerei 
 
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 

a. Schriftlich oder zur Niederschrift 
Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt werden. 

 Die Anschrift lautet:  
Stadt Augsburg, Stadtkämmerei, Rathausplatz 2a, 86150 Augsburg 

  
b.  Elektronisch 

Der Widerspruch kann auch elektronisch nach Maßgabe der auf der Internetseite der Stadt Augsburg: https://www.augs-
burg.de/elektronische-kommunikation/ dargelegten Bedingungen eingelegt werden. 

 
Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage 
bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4 erhoben werden. Für die Klageerhebung 
stehen die unter 2. aufgeführten Möglichkeiten zur Verfügung. 
Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen 
besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Augsburg) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 
ist die Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4, schriftlich, zur Niederschrift 
oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form zu erheben. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte 
(Stadt Augsburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl S. 

390) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das eine Wahlmög-
lichkeit eröffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. Für mehrere gemeinsame Adressaten 
eines Bescheids setzt die unmittelbare Klageerhebung die Zustimmung aller Betroffenen voraus. 

- Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelas-
senen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internet-
präsens der Stadt Augsburg unter https://www.augsburg.de/elektronische-kommunikation/ bzw. der Bayerischen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 

- Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VWGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor dem Verwaltungsgericht infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr 

fällig. 
 
 
Stadt Augsburg  
Stadtkämmerei 
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Gesamtbericht  
nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 bzw.  

Art. 7 Abs. 1 VO (EU) Nr. 2016/2338  
über den öffentlichen Personenverkehr in Augsburg 

im Jahr 2022 
 
Die Stadt Augsburg hat nach Art. 8 Abs. 1 S. 1 BayÖPNVG die Aufgabe, den öffentlichen Personennahverkehr in ihrem Gebiet zu 
planen, zu organisieren und sicherzustellen. Sie ist auf dieser Rechtsgrundlage zur Intervention im öffentlichen Personenverkehr 
befugt und damit nach der Definition in Art. 2 lit. b) VO (EG) Nr. 1370/2007 zuständige Behörde im Sinne dieser Verordnung. Ihr 
Zuständigkeitsbereich umfasst das Stadtgebiet von Augsburg sowie einzelne abgehende Linien, die mit Genehmigung der zustän-
digen Aufgabenträger aus dem Gebiet der Stadt Augsburg heraus in das Gebiet der Landkreise Aichach-Friedberg und Augsburg 
hineinführen. 
 
Mit der Veröffentlichung dieses Gesamtberichts kommt die Stadt Augsburg ihrer Verpflichtung aus Art. 7 Abs. 1 VO (EG) 
Nr. 1370/2007 bzw. Art. 7 Abs. 1 VO (EU) Nr. 2016/2338 für das Jahr 2022 nach. 
 
Gemäß Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 bzw. Art. 7 Abs. 1 VO (EU) Nr. 2016/2338 gibt die Stadt Augsburg folgende Informa-
tionen für den Zeitraum 01.01.2022 bis 31.12.2022 bekannt: 
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1. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen zur Verkehrsbedienung im Zuständigkeitsbereich 

1.1 Busverkehr 
Linie; 

Genehmi-
gung 

Ausgangspunkt Endpunkt Zwischenhalte Taktmuster 

21 
 

Beginn: 
01.10.2015 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg,  
Bärenwirt 

Augsburg, 
Bärenkeller-Süd 

Augsburg, Josefinum - Nordfriedhof - Auerstraße - 
Gaswerk - Bärenbergl - Falkenweg - Bärenkeller, 

Schule - Wertinger Straße - Bärenkeller Nord - Am 
Roggenfeld - Täfertinger Weg - Lange Gewanne - 

Am Wachtelschlag - Am Eulenhorst 
 

HVZ 15-Minuten-Takt  
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

22 
 

Beginn: 
01.10.2015 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg,  
Königsplatz 

Augsburg,  
Firnhaberau 

Augsburg, Hauptbahnhof - Königsplatz - Moritzplatz 
- Ulrichsplatz - Margaret - City-Galerie / VHS - Jako-
bertor - Berliner Allee - Ulrichsbrücke - Fraunhofer-

straße - Kolbergstraße - Albrecht-Dürer-Straße - Am 
Grünland - Schillcafe - Kirschenweg - Hammer-

schmiedweg - Siedlerweg - Lukassiedlung - Im Fei-
erabend 

  

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 
 

23 
 

Beginn: 
13.12.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg,  
Königsplatz 

 

Augsburg, 
Firnhaberau 

Augsburg, Hauptbahnhof - Prinzregentenstraße - 
Staatstheater - Karlstraße - Pilgerhausstraße - Fug-
gerei - Jakobertor - Berliner Allee - Ulrichsbrücke - 

Lechhausen Schlößle - Brunnenstraße - Klaus-
straße - Kleesiedlung - Linke Brandstraße - Stei-
nerne Furt - Kur-Schumacher-Straße - Hammer-
schmiede P+R - Hammerschmiede Süd - Magde-
burger Straße - Dr.-Schmelzing-Straße - Hammer-

schmiede - Goldregenweg - St.-Lukas-Straße - 
Siedlerweg - Lukassiedlung - Hammerschmiedweg 

 

HVZ 15-Minuten-Takt  
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

24+25 
 

Beginn: 
01.10.2015 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg, 
Haunstetten Süd 

Augsburg, 
Haunstetten Süd 

Augsburg, Leharstraße - Bgm.-Rieger-Straße3 - Jo-
hann-Strauß-Straße1 - Hirsestraße1 - Roggenstraße 

- Via-Claudia-Straße - Adelheidstraße – Inninger 
Straße  P+R - Auf dem Nol - Sportplatzstraße - 

Hofackerstraße - Marienburger Straße - Tauben-
straße - Flachsstraße - Olympiastraße - Haunstetten 
Nord - Jägerhaus - Georg-Käß-Platz - Klinikum Süd 

- Georg-Käß-Platz - Dr.-Troeltsch-Straße - Rent-
meisterstraße - Lavendelstraße - Leharstraße  

 

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

29 
 

Beginn: 
13.12.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg,  
Lechhausen Neuer 

Ostfriedhof 

Augsburg, 
Hochzoll Kuhsee 

Augsburg, Eibseestraße - Herzogstandstraße - 
Hochzoll Mitte - Hochzoll Bahnhof - Trettachstraße - 

Münchner Straße - Murnauer Weg 

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

30 
 

Beginn: 
13.12.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg, Hochzoll 
Rudolf-Diesel-Gym-

nasium 

Augsburg, 
Hochzoll Kuhsee 

Augsburg, Weißenseestraße - Trettachstraße - Hö-
fatsstraße - Oberländer Straße - Münchner Straße - 
Innsbrucker Straße - Hochzoll Süd - Friedr.-Deffner-

Straße 

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

31 
 

Beginn: 
01.09.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg, Lechhau-
sen Neuer Ostfried-

hof 

Augsburg, 
Rudolf-Diesel-
Gymnasium 

Forggenseestraße - Tannheimer Straße - Mittelber-
ger Straße - Neuschwansteinstraße 

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

                                                                 
1 Entfall der Haltestellen ab 04.10.2022 
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32 
 

Beginn: 
13.12.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg,  
Uniklinik BKH 

Augsburg, 
Zoo/Botanischer 

Garten 

Augsburg, Ulmer Landstraße - Neusässer Straße - 
Gieseckestraße - Markgrafenstraße - Kriegshaber-
straße - Dayton Ring - Bgm.-Ackermann-Straße - 
Reinöhlstraße - Am Alten Hessenbach - Hessen-
bachstraße - Luitpoldbrücke - Rosenaustraße - 

Hauptbahnhof - Königsplatz - Moritzplatz - Ulrichs-
platz - Margaret - Hochschule - Theodor-Wiede-

mann-Straße - Localbahn - Goethestraße 
 

HVZ 15-Minuten-Takt;  
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

33 
 

Beginn: 
01.10.2015 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg,  
Jakobertor 

Augsburg,  
Schwaben Center 

Augsburg, Fichtelbachstraße - Glaspalast - Provi-
antbachquartier - Osram - Reichenberger Straße - 

Herrenbach Schule - Spickel 

HVZ 15-Minuten-Takt;  
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt  

 

35 
 

Beginn: 
01.10.2015 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg,  
Pfersee Süd 

Augsburg, Berg-
straße 

Augsburg, Preßburger Straße - Chemnitzer Straße - 
Uhlandstraße - Hans-Adlhoch-Straße - Pfersee - 

Herz-Jesu-Kirche - Eberlestraße - Christian-Dierig-
Haus - Ludwigshafener Straße - Flandernstraße - 
Reinöhlstraße - Kulturhaus Abraxas - Landvogt-

straße - Oberhausen Bahnhof/Helmut-Haller-Platz - 
Josefinum - Bärenwirt/DRvS - Dieselbrücke - MAN - 
Haindl - Stephingerberg - Klinik Vincentinum - Pil-

gerhausstraße - Barfüßerbrücke - City-Galerie/VHS 
- Margaret - Hochschule - Rotes Tor - Alpen-

straße/Bismarckbrücke - Prinz-Karl-Viertel - Wind-
prechtstraße - Memminger Straße - Eichleitnerstr. 

 

HVZ 15-Minuten-Takt;  
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

36 
 

Beginn: 
13.12.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg, Schwaben 
Center 

Augsburg, Textil-
museum 

Augsburg, Spickel - Herrenbach Schule - Reichen-
berger Straße - Fritz-Koelle-Straße - Kammgarn 

HVZ 15-Minuten-Takt;  
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

37 
 

Beginn: 
31.05.2016 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg,  
St. Anton Siedlung 

Augsburg, Schlei-
ermacher Str. 

Augsburg, Toblacher Straße - Eppaner Straße - 
Zusamstraße - Donaustraße - Alter Ostfriedhof - 

Schackstraße 

HVZ 20-Minuten-Takt  
 
NVZ 30-Minuten-Takt 

38 
 

Beginn: 
29.02.2016 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg,  
Inningen 

Augsburg, Berg-
heim 

Augsburg, Kohlstattsiedlung - Tiberiusstraße - Innin-
gen Waage - Inningen Ost - Wasserturmstraße - 

Ferrozell - Lindauer Straße - Mühlstraße - Göggin-
gen Rathaus - Hessing-Kliniken - Radaustraße - Am 
Bühl - Brandweg - Neubergheim Ost - Neubergheim 
West - Bergheim Baggersee - Jakob-Krause-Straße 
- Bergheim Nord - Bergheim Kirche - Bergheim Süd 

 

HVZ 30-Minuten-Takt 
 
SVZ 60-Minuten-Takt 

41 
 

Beginn: 
01.06.2018 

Dauer:  
10 Jahre  

Augsburg, Berg-
straße 

Augsburg, Kö-
nigsplatz 

Augsburg, Maria Stern - Schwabenweg - Welfen-
straße - Widdersteinweg - G.-Stresemann-Str. - O-
lof-Palme-Str. - Bergiusstraße - Messe DB - Messe 

Süd - Bukowina-Institut/PCI - Messezentrum - 
Messe Nord - Hochfeld - Kollmannstraße - Hennch-

straße - Hochfeldstraße - Prinz-Karl-Viertel - Bis-
marckbrücke - Theodor-Heuss Platz/IHK 

 

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 
SVZ 30-Minuten-Takt 

42 
 

Beginn: 
15.12.2013 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg, Pfersee Augsburg, 
Maria Stern 

Augsburg, Chemnitzer Straße - Preßburger Straße - 
Pfersee Süd - 

General-Cramer-Weg – Halle 116/Pröllstraße - Ga-
belsberger Straße - Bergstraße 

HVZ 30-Minuten-Takt 
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43 
 

Beginn: 
01.10.2015 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg,  
Diakonissenhaus 

Augsburg, Senio-
renzentrum Ser-

vatius 

Augsburg, Hauptbahnhof - Königsplatz - Theodor-
Heuss-Platz/IHK - Bismarckbrücke - Prinz-Karl-Vier-

tel  

 
60-Minuten-Takt 

44 
 

Beginn: 
01.10.2015 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg,  
Hammerschmiede 

Augsburg, Haupt-
bahnhof 

Augsburg, Dr.-Schmelzing-Straße - Hammer-
schmiede P+R - Haindl - Stephingerberg - Klinik 

Vincentinum - Pilgerhausstraße - Karlstraße - 
Staatstheater - Königsplatz 

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 20-Minuten-Takt  
 

48 
 

Beginn: 
01.01.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg, Berliner 
Allee 

Augsburg,  
Medienzentrum 

Augsburg, Radetzkystraße - Schackstraße - Stätz-
linger Straße - Brixener Straße - Sterzinger Straße - 
Derchinger Straße - Lechhausen Industriegebiet - 
Aindlinger Straße - Am Mittleren Moos - Umwelt-

zentrum - Endorferstraße - Medienzentrum - Bene-
dikt-Kern-Weg 

HVZ 15-Minuten-Takt 
 
NVZ 30-Minuten-Takt  
 
SVZ 60-Minuten-Takt 
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70 AST 
 

Beginn: 
01.07.2018 

Dauer:  
10 Jahre  

 

Augsburg, 
Göggingen Senioren-

heim 

Augsburg, 
Welfenstraße 

Augsburg, Mühlstraße - Gustav-Stresemannn-
Straße - Olof-Palme-Straße - Welfenstraße - Gög-

gingen Rathaus  

HVZ 30-Minuten-Takt 
 

NVZ 30-Minuten-Takt 
 

70N AST 
 

Beginn: 
01.07.2018 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg, 
Göggingen Rathaus 

Augsburg, 
Welfenstraße 

Augsburg, Mühlstraße - Gustav-Stresemann-Straße 
- Olof-Palme-Straße 

SVZ 60-Minuten-Takt 

71 AST 
 

Beginn: 
01.06.2018 

Dauer:  
10 Jahre  

 

Augsburg, 
Siebenbrunn 

Augsburg, 
Haunstetten Nord 

Augsburg, Siebenbrunn Schule - Siebenbrunn-Süd 
 

 
nach Bedarf 

72 AST 
 

Beginn: 
31.03.2018 

Dauer:  
10 Jahre  

Augsburg,  
Wellenburg 

 
 

oder 
 

Radegundis 

Augsburg, Gög-
gingen Rathaus 

 
oder  

 
Pfersee 

Augsburg, Radaustraße - Hessing-Kliniken 
 
 

oder 
 

Leitershofen Kornstraße - Leitershofen Brunnen-
platz - Leitershofen Kreuz - Leitershofen Elmer-
Fryar-Ring - Pfersee Süd - Preßburger Straße - 

Chemnitzer Straße 
 

 
nach Bedarf 

73 AST 
 

Beginn: 
11.12.2016 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg, Zoo/Bota-
nischer Garten 

Augsburg, 
Schwaben Center 

Augsburg, Schillerstraße - Ablaßweg -  
Goethestraße - Schwaben Center West 

NVZ 30-Minuten-Takt 
 

SVZ 60-Minuten-Takt 

74 AST 
 

Beginn: 
11.12.2016 

Dauer: 
10 Jahre 

 

Augsburg, Pfersee Augsburg, Berg-
straße 

Augsburg, Chemnitzer Straße - Preßburger Straße - 
Pfersee Süd - General-Cramer-Weg - Halle 

116/Pröllstraße - Gabelsberger Straße 

SVZ 60-Minuten-Takt 

76 AST 
 

Beginn: 
29.02.2016 

Dauer: 
10 Jahre 

Augsburg,  
Inningen 

Augsburg, 
Bergheim 

Augsburg, Fuchssiedlung - Kohlstattsiedlung - 
Tiberiusstraße - Inningen Waage - Inningen Ost - 
Wasserturmstraße - Ferrozell - Lindauer Straße - 

Mühlstraße - Göggingen Rathaus - Hessing-Kliniken 
- Radaustraße - Am Bühl - Brandweg - Neuberg-

heim Ost - Neubergheim West - Bergheim Bagger-
see - Jakob-Krause-Straße - Bergheim Nord - Berg-

heim Kirche - Bergheim Süd 
 

NVZ 30-Minuten-Takt 
 

SVZ 60-Minuten-Takt 
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90 
 

Beginn: 
01.07.2018 

Dauer: 
10 Jahre  

Augsburg,  
Rudolf-Diesel-Gym-

nasium 

Augsburg, 
Göggingen Rat-

haus 

Augsburg, Neuschwansteinstraße - Mittelberger Straße - 
Tannheimer Straße - Forggenseestraße - Neuer Ost-

friedhof - KUKA / Partnachweg - Curtiusstraße - Kultur-
straße - Schleiermacher Straße - Lechhausen Schlößle - 
Ulrichsbrücke - Berliner Allee - Jakobertor - Fuggerei - 
Pilgerhausstraße/Barfüßerbrücke/Brecht-Haus - Rat-

hausplatz - Moritzplatz - Königsplatz - Frohsinnstraße - 
Kongress am Park - Polizeipräsidium - Burgfrieden - 
Bergstraße - Maria Stern - Klausenberg - Göggingen 

Rathaus - Hessing Kliniken - Radaustraße - Am Bühl - 
Brandweg - Neubergheim Ost - Neubergheim West - Ja-
kob-Krause-Straße - Bergheim Nord - Bergheim Kirche - 
Bergheim Süd - Inningen - Kohlstattsiedlung - Tiberius-
straße - Inningen Waage - Inningen Ost - Wasserturm-

straße - Ferrozell - Lindauer Straße - Mühlstraße  
 

60-Minuten-Takt 

91 
 

Beginn: 
01.07.2018 

Dauer: 
10 Jahre  

Steppach West Steppach West Steppach, Am Katharinenberg - Steppach Nord - 
Steppach Mitte - Steppach Ost - Ulmer Landstraße - 

Neusäßer Straße - Kriegshaber - Schärtlstraße - Heim-
garten - St. Thaddäus - Oberhausen Bahnhof / Helmut-
Haller-Platz - Wertachbrücke - Senkelbach - Fischertor - 
Mozarthaus/Kolping - Dom/Stadtwerke - Rathausplatz - 
Moritzplatz - Königsplatz - Hauptbahnhof - Rosenaus-

traße - Luitpoldbrücke - Eberlestraße - Herz-Jesu-Kirche 
- Pfersee - Bgm.-Bohl-Straße - Chemnitzer Straße - 

Preßburger Straße - Pfersee Süd - Leitershofen Elmer-
Fryar-Ring - Leitershofen Kreuz - Leitershofen Brunnen-
platz - Leitershofen Grundschule - Stadtbergen Kapp-
bergstraße - Stadtberger Hof - Stadtbergen - Stadtber-
gen Deuringer Straße - Deuringen Mitte - Deuringen 

Sandbergstraße  
 

60-Minuten-Takt 

92 
 

Beginn: 
01.07.2018 

Dauer:  
10 Jahre  

Augsburg, 
Joh.-Strauß-Str. 

Neusäß, 
Bahnhof 

Augsburg, Roggenstraße - Via-Claudia-Straße - Adel-
heidstraße - Marienburger Straße - Kopernikusstraße - 

Fujitsu/Bischofsackerweg - Innovatationspark/LfU - 
BBW/Inst. für Physik - Salomon-Idler-Straße - Bleriot-

straße - Universität - Bukowina-Institut/PCI - Fachober-
schule - Von-Parseval-Straße - Schertlinstraße - Prinz-
Karl-Viertel - Bismarckbrücke - Th.-Heuss-Platz/IHK - 

Königsplatz - Staatstheater - Klinkertor - Brunntal - Plär-
rer P+R - Wertachbrücke - Drentwettstraße - Bären-

wirt/DRvS - Josefinum  - Nordfriedhof - Auerstraße - Fal-
kenweg - Bärenkeller Schule - Wertinger Straße - Bären-
keller Nord - Am Roggenfeld - Täfertinger Weg - Täfert-
ingen, Süd - Täfertingen Mitte - Täfertingen, Pestaloz-

zistraße - Neusäß, Portnerstraße - Neusäß, Am Eichen-
wald - Schmutterpark 

 

60-Minuten-Takt 

 
93 
 

Beginn: 
01.07.2018 

Dauer: 
10 Jahre  

Augsburg, 
Lechhausen Schlößle 

Augsburg, 
Hochzoll Süd 

Augsburg, Klausstraße - Kleesiedlung - Linke Brand-
straße - Steinerne Furt - Hammerschmiede P+R - Ham-

merschmiede Süd - Magdeburger Straße - Dr.-
Schmelzing-Straße - Hammerschmiede - Goldregenweg 
- St.-Lukas- Straße - Siedlerweg - Lukassiedlung - Firn-
haberau - Hammerschmiedweg - Kirschenweg - Schill-
cafe - Am Grünland - Albrecht-Dürer-Straße - Kolberg-

straße - Fraunhofer Straße - Ulrichsbrücke - Berliner Al-
lee - Jakobertor - Fuggerei - Pilgerhausstraße - Karl-

straße - Hauptbahnhof - Königsplatz - Th.-Heuss-
Platz/IHK - Rotes Tor - Hochschule - Th.-Wiedemann 

Straße - Localbahn - Schwaben Center West - Am Eis-
kanal - Afrabrücke - Hochzoll Mitte - Rudolf-Diesel-Gym-

nasium - Weißenseestraße - Trettachstraße - Höfats-
straße - Oberländer Straße - Münchner Straße - Inns-

brucker Straße 
 

60-Minuten-Takt 
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94 
 

Beginn: 
01.07.2018 

Dauer: 
10 Jahre  

Friedberg 
Rothenbergstraße 

Augsburg, 
Haunstetten Süd 

Friedberg Bozener Straße - Völser Straße - Am Hafer-
feld - Friedberg Ost - Festplatz - Stadthalle - Post - Mari-

enplatz - Unterm Berg - Maria Alber - Rudolf-Diesel-
Gymnasium - Hochzoll Mitte - Afrabrücke - Am Eiskanal 
- Schwaben Center - Herrenbach Schule - Reichenber-
ger Straße - Fritz-Koelle-Straße - Kammgarn - Textilmu-
seum - Gärtnerstraße - Margaret - Ulrichsplatz - Moritz-
platz - Königsplatz - Th.-Heuss-Platz/IHK - Rotes Tor - 
Haunstetter Straße Bf - Schertlinstraße - Berufsschule - 
Sportanlage Süd P+R - Beim Dürren Ast - Volkssiedlung 

- Baugenossenschaft - Messerschmitt - Haunstetten 
Nord - Jägerhaus - Georg-Käß-Platz - Dr.-Toeltsch-

Straße - Rentmeisterstraße - Lavendelstraße - Lehar-
straße 

 

60-Minuten-Takt 

 
B1 Augsburg, Neuer  

Ostfriedhof 
Augsburg,   

Hauptbahnhof 
Augsburg, KUKA/Partnachweg - Curtiusstraße - Kul-

turstraße - Schleiermacherstraße - Lechhausen 
Schlößle - Ulrichsbrücke - Berliner Allee - Jakobertor 
- Fuggerei – Pilgerhausstraße – Karlstraße – Staats-

theater – Königsplatz 
 

vom 30.07.2022 bis 12.09.2022 

HVZ: 7,5-Minuten-Takt 
 
NVZ: 10-Minuten-Takt 
         15-Minuten-Takt 
 
SVZ: 30-Minuten-Takt 

B2 Augsburg, Oberh.  
Bf/Helmut-Haller-Platz 

Augsburg, Kö-
nigsplatz 

Augsburg, Wertachbrücke – Senkelbach – Fischer-
tor – Mozarthaus/Kolping – Dom/Stadtwerke – Karl-

straße – Staatstheater 
 

vom 30.07.2022 bis 12.09.2022 

 
NVZ: 10-Minuten-Takt 
          15-Minuten-Takt 
 
SVZ: 30-Minuten-Takt 

 
Gesamtleistung in Jahresnutzwagenkilometern im Jahr 2022:  5.139.887 km 
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Buslinie 21  
 
Hauptverkehrszeiten (HVZ): 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
Sonntag:  08:45 Uhr – 20:30 Uhr 
 
Nebenverkehrszeiten (NVZ): 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
Schwachverkehrszeiten (SVZ): 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr  
Samstag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 08:45 Uhr 
Sonntag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 22  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 23  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 24 
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
Sonntag:  08:30 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr  
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr  
Samstag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 08:30 Uhr 
Sonntag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 25  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
Sonntag:  08:30 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr  
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr  
Samstag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 08:30 Uhr 
Sonntag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 29  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:00 Uhr – 20:30 Uhr 
Sonntag:  09:00 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr  
Samstag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 09:00 Uhr 
Sonntag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
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Buslinie 30  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:00 Uhr – 20:30 Uhr 
Sonntag:  09:00 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr  
Samstag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 09:00 Uhr 
Sonntag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 31  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:00 Uhr – 20:30 Uhr 
Sonntag:  09:00 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr  
Samstag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 09:00 Uhr 
Sonntag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 32  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag:  07:45 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  08:45 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 07:45 Uhr 
 
SVZ: 
Sonntag:  05:15 Uhr – 08:45 Uhr  
Sonntag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 33  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:30 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag: 05:30 Uhr – 20:30 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 
 

Buslinie 35  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 20:30 Uhr 
Samstag:  08:00 Uhr – 20:30 Uhr 
Sonntag:  08:45 Uhr – 19:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag: 05:15 Uhr – 08:00 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:15 Uhr – 08:45 Uhr 
Sonntag:  19:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 36  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:00 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:00 Uhr – 20:30 Uhr 
 
SVZ: 
Montag-Freitag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  05:00 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 37  
 
HVZ: 
Mo-Fr (Schultage): 06:30 Uhr – 08:00 Uhr 
 
NVZ: 
Mo-Fr (Schultage): 05:00 Uhr – 06:30 Uhr 
Mo-Fr (Schultage): 08:00 Uhr – 19:00 Uhr 
Mo-Fr (Ferientage): 05:00 Uhr – 19:00 Uhr 
 

Buslinie 38  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 20:15 Uhr 
 
SVZ: 
Samstag:  07:15 Uhr – 20:15 Uhr 
Sonntag:  08:15 Uhr – 18:15 Uhr 
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Buslinie 41  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:15 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag:  08:00 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag:  08:45 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:15 Uhr – 08:00 Uhr 
 
SVZ: 
Sonntag:  05:15 Uhr – 08:45 Uhr 
Sonntag:  20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 

Buslinie 42  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 06:00 Uhr – 20:15 Uhr 
 

Buslinie 43 
  
HVZ: 
Montag-Sonntag: 08:30 Uhr – 18:30 Uhr 
 

Buslinie 44  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:00 Uhr – 20:00 Uhr 
 
NVZ: 
Samstag:  05:30 Uhr – 20:00 Uhr 
 

Buslinie 48  
 
HVZ: 
Montag-Freitag: 05:45 Uhr – 09:00 Uhr 
 
NVZ: 
Montag-Freitag: 09:00 Uhr – 20:00 Uhr 
 
SVZ: 
Samstag:  07:00 Uhr – 15:00 Uhr 
 

 

 
Nachtbuslinien 90, 91, 92, 93, 94 
 
HVZ: 
Freitag: 00:30 Uhr – 03:30 Uhr 
Samstag: 00:30 Uhr – 04:30 Uhr 
Sonntag: 00:30 Uhr – 04:30 Uhr 
 

 

 
Buslinie B1 vom 30.07.2022 bis 12.09.2022 
 
HVZ: 
Mo-Fr (Ferien) 06:00 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
Mo-Fr (Ferien) 04:45 Uhr – 06:00 Uhr 
Mo-Fr (Ferien) 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag:  05:15 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag: 08:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 
SVZ: 
Sonntag:  05:15 Uhr – 08:30 Uhr 
 

Buslinie B2 vom 30.07.2022 bis 12.09.2022 
 
 
NVZ: 
Mo-Fr (Ferien) 04:45 Uhr – 24:00 Uhr 
Samstag:  05:15 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag: 08:30 Uhr – 24:00 Uhr 
 
SVZ: 
Sonntag 05:15 Uhr – 08:30 Uhr 

Die ausgewählte Betreiberin öffentlicher Verkehrsdienste (Ziff. 2.) hatte dabei die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen aufgrund 
der für die o. g. Linien erteilten Linienverkehrsgenehmigungen und der §§ 21, 22, 39, 40, 45 Abs. 2 PBefG einzuhalten.  
 

1.2 Straßenbahnverkehr 
Linie; 

Genehmi-
gung 

Ausgangspunkt Endpunkt Zwischenhalte Taktmuster 

1 
 

Beginn: 
01.01.2009 

Dauer: 
25 Jahre 

Augsburg, 
Neuer Ostfriedhof 

 

Augsburg, 
Göggingen 

Augsburg, KUKA/Partnachweg - Curtius-
straße - Kulturstraße - Schleiermacherstraße - 
Lechhausen Schlößle - Ulrichsbrücke - Berli-
ner Allee - Jakobertor - Fuggerei - Pilgerhaus-
straße bzw. Barfüßerbrücke/Brechthaus - Rat-

HVZ  
mit Schülerverkehr: 

5 Minuten-Takt 
ohne Schülerverkehr: 

7,5 Minuten-Takt 
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hausplatz - Moritzplatz - Königsplatz - Froh-
sinnstraße - Kongress am Park - Polizeipräsi-
dium - Burgfrieden - Bergstraße - Maria Stern 
- Klausenberg - Göggingen Rathaus - Hes-

sing-Kliniken 
 

NVZ: 
10 Minuten-Takt 
15 Minuten-Takt 
20 Minuten-Takt 

 
SVZ: 

30 Minuten-Takt 
 

2 
 

Beginn: 
01.01.2009 

Dauer: 
25 Jahre 

Augsburg West P+R 
 

Augsburg, Haunstet-
ten Nord 

Augsburg, Uniklinik BKH - Stenglinstraße - 
Neusäßer Straße - Kriegshaber - Schärtl-

straße - Heimgarten - St. Thaddäus - Ober-
hausen Bahnhof / Helmut-Haller-Platz - 

Wertachbrücke - Senkelbach - Fischertor - 
Mozarthaus/Kolping - Dom/Stadtwerke - Rat-
hausplatz - Moritzplatz - Königsplatz - Theo-

dor-Heuss-Platz/IHK - Rotes Tor - Haunstetter 
Straße Bf - Schertlinstraße - Berufsschule - 
Sportanlage Süd P+R - Beim Dürren Ast - 

Volkssiedlung - Baugenossenschaft – Mes-
serschmitt 

 

HVZ  
mit Schülerverkehr: 

5 Minuten-Takt 
ohne Schülerverkehr: 

7,5 Minuten-Takt 
 
NVZ: 

10 Minuten-Takt 
15 Minuten-Takt 
20 Minuten-Takt 

 
SVZ: 

30 Minuten-Takt 

3 
 

Beginn: 
12.12.2021 

Dauer: 
31.12.2032 

Augsburg, Haupt-
bahnhof 

 Königsbrunn, Königs-
brunn Zentrum 

- Königsplatz - Theodor-Heuss-Platz/IHK - 
Rotes Tor - Haunstetter Straße Bf - Schertlin-

straße - Von-Parseval-Straße - Fachober-
schule - Bukowina Institut/PCI - Universität - 
BBW/Institut für Physik - Innovationspark/LfU 

- Fujitsu/Bischofsackerweg - Kopernikus-
straße – Hofackerstraße – Inninger Straße 

P+R4 – Haunstetten Südwest – Brahmsstraße 
– Königsbrunn, Bereitschaftspolizei– Königs-

brunn, Guldenstraße – Königsbrunn, Augsbur-
ger Straße – Königsbrunn, Mindelheimer 

Straße 
 

HVZ  
mit Schülerverkehr: 

5 Minuten-Takt 
ohne Schülerverkehr: 

7,5 Minuten-Takt 
 
NVZ: 

10 Minuten-Takt 
15 Minuten-Takt 
20 Minuten-Takt 

 
SVZ: 
30 Minuten-Takt 

4 
 

Beginn: 
01.01.2009 

Dauer: 
25 Jahre 

Oberhausen 
Nord P+R 

 

Augsburg, 
Hauptbahnhof 

Augsburg, Alpenhof - Eschenhof - 
Zollernstraße - Bärenwirt/DRvS - 

Drentwettstraße - Wertachbrücke - Plärrer 
P+R - Curt-Frenzel-Stadion - Klinkertor - 

Staatstheater - Königsplatz 
 

HVZ  
mit Schülerverkehr: 

5 Minuten-Takt 
ohne Schülerverkehr: 

7,5 Minuten-Takt 
 
NVZ: 

10 Minuten-Takt 
15 Minuten-Takt 
20 Minuten-Takt 
 

SVZ: 
30 Minuten-Takt 
 

6 
 

Beginn: 
08.09.2010 

Bis 
30.04.2032 

Stadtbergen 
 

Friedberg  
Friedberg West P+R 

Stadtbergen, Elias-Holl-Straße - Stadtberger 
Hof - Westfriedhof - Bgm.-Bohl-Straße - Pfer-
see – Herz-Jesu-Kirche - Eberlestraße - Luit-
poldbrücke - Rosenaustraße - Hauptbahnhof -  

Königsplatz - Theodor-Heuss-Platz/IHK - 
Rotes Tor - Hochschule Augsburg - 

Gärtnerstraße - Textilmuseum - Wilhelm-
Hauff-Straße - Schwaben Center - Am 
Eiskanal - Afrabrücke - Hochzoll Mitte - 

Rudolf-Diesel-Gymnasium - Friedberg, Maria 
Alber 

HVZ  
mit Schülerverkehr: 

5 Minuten-Takt 
ohne Schülerverkehr: 

7,5 Minuten-Takt 
 
NVZ: 

10 Minuten-Takt 
15 Minuten-Takt 
20 Minuten-Takt 

 
SVZ: 

30 Minuten-Takt 
 

Stadion- 
linie 

 
Beginn: 

Augsburg,  
Hauptbahnhof 

Augsburg,  
Fußball - Arena 

Augsburg, Königsplatz - Theodor-Heuss-
Platz/IHK - Rotes Tor - Haunstetter Straße Bf 

- Schertlinstraße - Von-Parseval-Straße - 

Takt ist vom  
Besucheraufkommen 

abhängig 

                                                                 
2 ab Haltestelle Inninger Straße P+R bis Endpunkt im 5-Minuten-Takt jede 3. Fahrt, im 7,5-Minuten-Takt jede 2. Fahrt, ansonsten 
wie unter Taktmuster angegeben 



Amtsblatt der Stadt Augsburg       Nummer 51, 22. Dezember 2023, Seite 507 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

13.07.2009 
Dauer: 

25 Jahre 

Fachoberschule - Bukowina Institut/PCI - Uni-
versität - BBW/Institut für Physik - Innovati-

onspark/LfU 
 

9 
 

Beginn: 
01.10.2009 

Dauer: 
25 Jahre 

 

Augsburg,  
Hauptbahnhof 

Augsburg,  
Messezentrum 

Augsburg, Königsplatz - Theodor-Heuss-
Platz/IHK - Rotes Tor - Haunstetter Straße Bf 

- Schertlinstraße - Von-Parseval-Straße - 
Fachoberschule 

Takt ist vom  
Besucheraufkommen 

abhängig 

 
Gesamtleistung in Jahresnutzwagenkilometern im Jahr 2022:  4.227.096 km 
 
 
Straßenbahnen und deren Schienenersatzverkehre 
 
HVZ (Schultage):  
5-Minuten-Takt  07:00 Uhr – 08:00 Uhr 
5-Minuten-Takt  12:00 Uhr – 18:00 Uhr 
7,5-Minuten-Takt  06:15 Uhr – 07:00 Uhr 
7,5-Minuten-Takt  08:00 Uhr – 12:00 Uhr 
7,5-Minuten-Takt  18:00 Uhr – 20:30 Uhr 
HVZ (Ferientage):  
7,5-Minuten-Takt  06:15 Uhr – 20:30 Uhr 
 
NVZ: 
  
10-Minuten-Takt 
Samstag: 08:00 Uhr – 20:00 Uhr 
 
15-Minuten-Takt 
Montag-Freitag: 05:00 Uhr – 06:15 Uhr 
Montag-Freitag, Samstag: 20:30 Uhr – 24:00 Uhr 
Sonntag: 09:00 Uhr – 24:00 Uhr 
 
20-Minuten-Takt 
Samstag:  05:00 Uhr – 08:00 Uhr 
 
SVZ: 
Sonntag: 05:00 Uhr – 09:00 Uhr 
 
Die ausgewählte Betreiberin öffentlicher Verkehrsdienste (Ziff. 2) hatte dabei die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen aufgrund 
der für die o. g. Linien erteilten Linienverkehrsgenehmigungen und der §§ 21, 22, 39, 40, 45 Abs. 2 PBefG einzuhalten.  
 

1.3. Ridesharing-System (swaxi) 
 
Das Ridesharing-System (swaxi) ist ein innovatives neues Angebot des Augsburger ÖPNV mit Personenkraftwagen der swa Car-
sharingflotte. Durch das On-Demand Angebot wird der klassische ÖPNV mit Straßenbahnen und Bussen in den Punkten Flexibilität 
(Randzeiten und Randgebiete) sowie Komfort ergänzt. So wird das Angebot öffentlicher Verkehrsmittel für (potenzielle) Fahrgäste 
attraktiver und der ÖPNV gestärkt. Hierfür liegt der avg eine Liniengenehmigung nach § 2 Abs. 6 i.V.m. § 42 PBefG vor. Die Fahr-
zeuge verkehren im Rahmen der Betriebszeiten im Stadtgebiet Augsburg. Innerhalb des Stadtgebiets stehen virtuelle Haltestellen 
für den Zu- und Ausstieg zur Verfügung. 
Der Kunde bestellt die Fahrt per App. Zunächst erstellt der Kunde eine Anfrage und erhält abhängig von der Fahrzeugverfügbarkeit 
umgehend ein durch die App berechnetes Angebot, welches ein Zeitfenster für Abhol- sowie Ankunftszeit und den Fahrpreis enthält. 
Bei der Annahme des Angebots durch den Fahrgast macht sich das entsprechende Fahrzeug auf den Weg zum Abholort. 
 

Service; 
Genehmi-

gung 

Bediengebiet Abhol- und Zielort Bedienzeiten 

swaxi 
 

Beginn: 
01.03.2021 

Dauer: 
10 Jahre 

Stadtgebiet Augs-
burg 

virtuelle Haltepunkte im Stadtgebiet Augsburg; 
der Haltepunktabstand beträgt ca. 50 bis 100 Meter 

Freitag und Samstag von 
12:00 bis 0:00 Uhr 

Ab 01.04.22 von 12:00 
bis 5:00 Uhr 

Gesamtleistung in Jahresnutzwagenkilometern im Jahr 2022:  114.240 km 
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2. Ausgewählte Betreiber der öffentlichen Verkehrsdienste 

2.1 Busverkehr 
AVG Augsburger Verkehrsgesellschaft mbH 
mit Sitz in Augsburg 
eingetragen im Handelsregister des AG Augsburg unter HRB 19907 

2.2 Straßenbahnverkehr 
AVG Augsburger Verkehrsgesellschaft mbH 
mit Sitz in Augsburg 
eingetragen im Handelsregister des AG Augsburg unter HRB 19907 

2.3  Ridesharing-System (swaxi) 
AVG Augsburger Verkehrsgesellschaft mbH 
mit Sitz in Augsburg 
eingetragen im Handelsregister des AG Augsburg unter HRB 19907 

 
3. Gewährte Ausschließlichkeitsrechte 
 

Art und Umfang der gewährten Ausschließlichkeitsrechte ergaben sich sowohl für den Bus- als auch für den Straßen-
bahnverkehr aus den Linienverkehrsgenehmigungen und den Vorschriften des PBefG.  
 
Für die Bedienung sämtlicher in Ziff. 1. genannten Bus- und Straßenbahnlinien galt: 
(a) Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 lit. a) und b) PBefG ist ein mit dem genehmigten Verkehrsangebot der AVG konkur-

rierender Genehmigungsantrag zu versagen, soweit der beantragte öffentliche Personenverkehr bereits durch 
die AVG Augsburger Verkehrsgesellschaft mbH (nachfolgend: „AVG“) befriedigend bedient wird oder keine 
wesentliche Verbesserung gegenüber der Verkehrsleistung der AVG zu erwarten ist (sog. „Verbot der Doppel-
bedienung“). 

(b) Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 lit. c) PBefG ist ein mit dem genehmigten Verkehrsangebot der AVG konkurrierender 
Genehmigungsantrag ferner zu versagen, wenn die AVG die notwendige Ausgestaltung des Verkehrs innerhalb 
einer von der Genehmigungsbehörde festzusetzenden Frist selbst durchzuführen bereit ist (sog. „Ausgestal-
tungsrecht“).  

Weitergehende ausschließliche oder besondere Rechte wurden der AVG weder in ihren Linienverkehrsgenehmigungen 
noch in dem Betrauungsbescheid der Stadt Augsburg vom 02.12.2009 eingeräumt. 
 

4. Finanzierung der öffentlichen Verkehrsdienste 
 

Die Aufwendungen, die der AVG aufgrund der Erfüllung ihrer in Ziff. 1 beschriebenen gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tungen entstehen, wurden im Jahr 2022 finanziert durch Fahrgeldeinnahmen, Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG, 
Erstattungsleistungen nach §§ 145 ff. SGB IX und sonstige Ausgleichsleistungen der Stadt Augsburg zur Deckung des 
verbleibenden Jahresfehlbetrages.  
Zur Höhe der im Zeitraum 01.01. bis 31.12.2022 von der Stadt Augsburg gewährten Ausgleichsleistungen siehe Ziff. 5. 
 

5. Gewährte Ausgleichsleistungen 

5.1 Busverkehr 
Für die Erfüllung der in Ziff. 1.1. beschriebenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Busverkehr wurden der AVG 
im Zeitraum 01.01.2022 bis 31.12.2022 von der Stadt Augsburg Ausgleichsleistungen i. S. v. Art. 2 lit. g) VO (EG) 
Nr. 1370/2007 in Höhe von insgesamt  

18.953.000 € 
gewährt. 

5.2 Straßenbahnverkehr 
Für die Erfüllung der in Ziff. 1.2. beschriebenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Straßenbahnverkehr wurden 
der AVG im Zeitraum 01.01.2022 bis 31.12.2022 von der Stadt Augsburg Ausgleichsleistungen i. S. v. Art. 2 lit. g) VO 
(EG) Nr. 1370/2007 in Höhe von insgesamt  

22.682.000 € 
gewährt. 

5.3 Ridesharing-System (swaxi) 
Für die Erfüllung der in Ziff. 1.3. beschriebenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im On-Demand-Verkehr wurden 
der AVG im Zeitraum 01.01.2022 bis 31.12.2022 von der Stadt Augsburg Ausgleichsleistungen i. S. v. Art. 2 lit. g) VO 
(EG) Nr. 1370/2007 in Höhe von insgesamt  

272.000 € 
gewährt. 
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6. Qualität der öffentlichen Verkehrsdienste 
 

Die AVG war bei Erfüllung ihrer in Ziff. 1 beschriebenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Bus- und Straßen-
bahnverkehr verpflichtet, nachstehende Qualitätsstandards einzuhalten. 

6.1 Erschließungsqualität - Mindesterschließung (für Wohnbevölkerung und Wirtschaftsstandorte) 
 
 Maximale Entfernung zu Haltestellen (in Meter Luftlinie): 

Haltestelleneinzugsbereiche 
im Oberzentrum 

Bus Straßenbahn / Stadt-
bahn  

[m] [m] 

Gebiete mit zentralen städtischen Funktionen 300 400 

Gebiete mit dichter und mittlerer Bebauung 400 500 

Gebiete mit lockerer Bebauung 600 800 

 
Räumliche Erschließung ab 200 Einwohner in o.g. Entfernung: 

Mindestens 80 % der Einwohner bzw. der vergleichba-
ren verkehrserzeugenden Einrichtungen der Teilflächen 
sollen im Einzugsbereich der Haltestellen liegen 

 Maximale Umsteigehäufigkeit: 
Die Verkehrsverbindungen im Liniennetz der AVG zum Stadtzentrum werden mit höchstens einmaligem Umsteigen 
erreicht. 
 

6.2 Angebotsqualität in Haupt-, Neben- und Schwachverkehrszeit (HVZ, NVZ und SVZ) 
 

 Mindesttakt (bezogen auf Haltestelle Königsplatz): 
- Straßenbahn: 

HVZ I: 5-Minuten-Takt (Mo-Fr an Schultagen ca. 7 bis 8 Uhr und 12 bis 18 Uhr) 
HVZ II: 7,5-Minuten-Takt 

(Mo-Fr an Schultagen ca. 6:15 bis 7 Uhr, 8 bis 12 Uhr und 18 bis 20:30 Uhr und an Ferientagen 6:15 bis 
20:30 Uhr) 

NVZ: mind. 15-Minuten-Takt 
SVZ: mind. 30-Minuten-Takt 
 

- Bus: je nach Gebietstyp in der HVZ 10- bis 30-Min.-Takt, sonst 15- bis 60-Min.-Takt 
Mindestbedienungshäufigkeit Werktägliche Mindesttaktfolge in Min. 

in HVZ außerhalb HVZ 

Gebiete mit zentralen städtischen 
Funktionen 

10 15 

Gebiete mit dichter Bebauung 15 30 

Gebiete mit lockerer Bebauung 30 60 

In der SVZ wird bedarfsgerecht ausgedünnt. 

 
 Mindestbetriebszeiten (bezogen auf Haltestelle Königsplatz): 
 

- 5:30 bis 0:00 Uhr 
- Außerhalb der HVZ werden bei Buslinien betrieblich sinnvolle Anpassungen vorgenommen (AnrufSammelTaxi, 

gebrochene Verkehre etc.). 
- Nachtbuslinien Do/Fr 1:00 bis 3:00 Uhr, Fr/Sa und Sa/So 1:00 bis 4:00 Uhr stündlich (jeweils letzte Abfahrt Halte-

stelle Königsplatz) 
- Sonderfahrplan in der Ferienzeit 
 

 Maximale Reisezeiten: 
Das Stadtzentrum wird mit Verkehrsverbindungen der AVG in maximal 50 Minuten erreicht. 
 

 Maximale Fahrzeugbelegung: 
- bis zu 100 % Auslastung bei Einzelfahrt 
- bis zu 65 % Auslastung in Spitzenstunde 
- bis zu 50 % Auslastung in NVZ 
- Sitzplatz bei Fahrzeit > 15 Minuten, außer in den Spitzenzeiten der HVZ. 
-  
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Mit Wirkung zum 13.12.2021 wurde zum Mindesttakt (s.o.) ergänzend geregelt: 
Infolge von Ereignissen, die die Verkehrsdurchführung beeinträchtigen oder unmöglich machen bzw. die Verkehrs-
nachfrage deutlich reduzieren, kann vom definierten Takt vorübergehend, jedenfalls jedoch bis zum Ende des Ereig-
nisses bzw., solange bedeutende Auswirkungen vorhanden sind, bis zum Ende der Auswirkungen aus dem Ereignis 
abgewichen werden. Ein solches Ereignis kann z.B.  
- durch erhöhtes Infektionsgeschehen infolge z.B. einer Pandemie 
- durch Extremwetterereignisse (Unwetter) und deren Folgen 
- durch Ausrufen des Katastrophenfalls 
gekennzeichnet sein. Die Stadt Augsburg ist über Abweichungen vom vorgesehenen Takt unverzüglich zu informie-
ren. 
 

6.3 Bedienungsqualität 
 

 Standards für Haltestellen: 
- Sitzgelegenheit und Wetterschutz an allen Straßenbahn- und wichtigen Bushaltestellen 
- Optisch und akustische dynamische Echtzeit-Information an fast allen Straßenbahn- und wichtigen Bushaltestel-

len 
- Zuwege zu Haltestellen gesichert, barrierefrei, einsehbar und beleuchtet 
- Die Reinigung und Sicherung der von der AVG genutzten Haltestellen im Stadtgebiet Augsburg übernimmt die 

AVG. 
- Sukzessiver barrierefreier Ausbau der Straßenbahnhaltestellen 
- Abfallbehälter 

 
Standards für die Fahrzeuge:  

- Barrierefreiheit: 
o Busse: Flotte vollständig barrierefrei/behindertengerecht (Niederflur oder Rampe) Niederflur 
o Straßenbahnen: Flotte zu 96 % in Niederflurtechnik 
o Bus-Neuanschaffungen nach ECE R 107 

- Alter: durchschnittlich 7,02 Jahre (Bus) 
- Alter: durchschnittlich 19,4 Jahre (Straßenbahn) 
- Bordinformationssysteme: akustisch und optisch 
- Die gesetzlich geforderten Sicherheitsstandards werden erfüllt. 
- Sauberkeit in ausreichendem Maße der Fahrzeuge wird gewährleistet. 
 

 Personal:  
- Deutschsprachig 
- Tarif- und Fahrplanauskünfte 
- Ortskenntnis (wichtige Einrichtungen und touristische Ziele) 
- Ordentliches und einheitliches Erscheinungsbild, kundenfreundlich 
 

 Fahrplanstabilität: 
Gewährleistung von Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit mit dem Ziel der Einhaltung des gültigen Fahrplans unter Ein-
haltung der Anforderungen der Anschlusssicherung. 
- Folgende Elemente zur Beeinflussung des Verkehrsablaufes zur Gewährleistung bzw. Förderung des Verkehrs-

flusses und der Fahrplanstabilität kommen zum Einsatz: 
o Verkehrsablauf: Busspuren, Lichtsignalbeeinflussung, System übergreifende Verknüpfung 
o Sender zur Lichtsignalbeeinflussung 

- Steuerung des ÖPNV-Betriebes: 
o Betreiben einer eigenen rechnergesteuerten Betriebsleitstelle 
o Zuverlässiger Sprechfunk zwischen Fahrpersonal und Disponenten 

6.4 Qualität von Service, Information, Vertrieb 
 Grundsätzlich: Service erfolgt stationär, telefonisch und im Fahrzeug: 

- Stationärer Service: Kundencenter, Beschwerdemanagement, Fundbüro, Erstattungsverfahren 
- Telefonischer Service: vereinheitlichte Servicenummern (0821 6500-5888) 
- Service im Fahrzeug: einfache Auskünfte über das Fahrpersonal 

 Information zu Fahrtverbindungen und Tarifen: 
- Verbundweit mit der Augsburger Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (AVV) abgestimmt 
- Minifahrpläne auf der swa-Homepage 
- Internet (elektronische Fahrplanauskunft EFA) 
- Handy-App „swa Mobil“ 
- Haltestellenaushang von Fahrplan (gemäß PBefG), Tarifinformationen, Liniennetzplan 
- dynamische Echtzeit-Information an fast allen Straßenbahn- und wichtigen Bushaltestellen (siehe Haltestellen-

ausstattung) 
- Bordinformationssysteme: akustisch und optisch (siehe Fahrzeugausstattung) 
- Telefonisch 

 Vertrieb:  
Der Verkauf von Fahrscheinen und der Vertrieb des gesamten Sortimentes erfolgt über folgende Vertriebswege: 
- Fahrerverkauf (in Abhängigkeit vom Infektionsgeschehen infolge der Corona-Pandemie zeitweise nicht angebo-

ten) 
- Stationäre Automaten 
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- Eigene Verkaufsstellen (KundenCenter Königsplatz) 
- Ca. 60 private Verkaufsstellen (Kiosk, Bäckerei usw.) 
- Abonnement 
- Handy-App „swa Mobil“  
 
Beim Fahrerverkauf erstreckt sich das Sortiment im Bus auf den gesamten Bartarif, der über elektronische Fahraus-
weisdrucker verkauft wird. 

Stationäre Verkaufsautomaten in der Größenordnung von 163 Stück befinden sich flächendeckend im Liniennetzbe-
reich an den Haltestellen. Eine sehr ausgeprägte Einsatzdichte besteht im Straßenbahnlinienbereich. Das Verkaufs-
sortiment umfasst sämtliche Einzelfahrscheine, Streifenkarten, Tageskarten, Zeitkarten und Bayerntickets. 

Abonnementverkauf findet in Form von fünf individuellen Abonnementsorten statt. 

Durch permanente Betreuung der Vorverkaufsstellen sowohl im Umgang mit den Verkaufsgeräten als auch hinsicht-
lich der Kenntnis des Vertriebssortimentes wird eine hohe Kundenzufriedenheit erreicht. 

Am KundenCenter Königsplatz erfolgt neben ÖPNV-Beratung und Information über Linien und Tarif der Verkauf des 
gesamten Sortimentes inkl. Abonnement. Im Schichtbetrieb steht das KundenCenter mit den Öffnungszeiten von 
Montag bis Freitag von 8 bis 17 Uhr den ÖPNV-Kunden zur Verfügung. Weitergehende Informationen bis hin zum 
Onlineservice über den Verkehr sind über die Internetseiten der Stadtwerke Augsburg unter sw-augsburg.de erhält-
lich. 

Das Beschwerdemanagement, das über die Rufnummer 0821 6500-5757 telefonisch erreichbar ist, steht für Belange 
der Verkehrskunden in der Zeit von Montag bis Freitag von 8 bis 16 Uhr zur Verfügung, weitergehende Zeiten werden 
durch ein angeschlossenes Callcenter abgedeckt. 

Fahrscheinkontrollen werden regelmäßig und im gesamten Liniennetz durchgeführt. 
 

 Sicherheit: 
- Ausreichende Beleuchtung der Haltestellenbereiche 
- Einsicht und Meidung optisch abgetrennter Aufenthaltsräume 
- Gute Ein-/Ausstiegsmöglichkeiten 
- 163 stationäre, in Fahrscheinautomaten integrierte Notrufmelder 
- Stationäre Kameraüberwachung 
 

6.5 Umweltstandards 
 Lärmemission bei Bussen: 

- Bei Neufahrzeugen max. 77 dB(A) bei einer Motorleistung >150 kW (bez. max. 75 dB(A) bei einer Motorleistung 
<150 kW). 

- Lärmarme Reifen, 71 dB(A) bzw. an Antriebsreifen 75 dB(A). 
 Lärmemission bei Straßenbahnen: 

- Die Fahrzeuge erfüllen die Werte der VDV-Richtlinien 150, 180, 181 und 182. 
 Abgase, Feinstaubemission bei Bussen: 

- EEV-Standard (besser als EURO 5: <0,02g Partikel (PM), <2,0 g Stickoxide (NOx) je kWh) 
- Sukzessive Umstellung der Gasbusflotte auf Euro 6 im Rahmen von Ersatzbeschaffungen. Anteil der Fahrzeuge 

mit Euro 6 Standard: 65 % 
- Fahrerschulung zur treibstoffsparenden Fahrweise 

 Die Einführung eines betrieblichen Umweltmanagementsystems gemäß EMAS (EU-Verordnung für Umweltma-
nagement und -betriebsprüfung) wird vorbereitet  

 Unterzeichner der UITP-Charta für nachhaltige Entwicklung 
 Teilnahme am ÖKOPROFIT-Klub Augsburg und der Initiative Energieeffizienz-Netzwerke 

 
Des Weiteren war der „Nahverkehrsplan für den Nahverkehrsraum Augsburg 2015plus“ für die AVG bindend. Insbesondere war die 
AVG verpflichtet, im Bus- und Straßenbahnverkehr die verkehrsplanerischen, qualitativen und quantitativen Vorgaben in den Ab-
schnitten 4, 5 und 9 des „Nahverkehrsplan für den Nahverkehrsraum Augsburg 2015plus“ einzuhalten. 
 
Der Nahverkehrsplan für den Nahverkehrsraum Augsburg 2015plus ist auf der Homepage der Stadt Augsburg unter augs-
burg.de/bildung-wirtschaft/wirtschaftsfoerderung-augsburg/oeffentlicher-verkehr-und-infrastruktur/oeffentlicher-nahverkehr/nahver-
kehrsplan einzusehen. 
 
Nähere Auskünfte erteilt die Wirtschaftsförderung Stadt Augsburg, Karolinenstraße 21, 2. OG, Raum 212, Tel. 0821 324-1575. 
 
Stadt Augsburg, Referat 8, 07.12.2023 
 
 
Dr. Wolfgang Hübschle 
Berufsmäßiger Stadtrat 
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SATZUNG ZUR ÄNDERUNG DER GEBÜHRENSATZUNG  
ZUR SATZUNG ÜBER DIE BENUTZUNG DER STÄDTISCHEN UNTERKÜNFTE  

FÜR GEFLÜCHTETE IN AUGSBURG 
 
 

vom 15.12.2023  
 
 

Die Stadt Augsburg erlässt aufgrund von Art. 1, 2 Abs. 1 und 8 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2019 (GVBl. S. 
266), folgende Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Benutzung der städtischen Unterkünfte für Ge-
flüchtete in Augsburg: 

 
§ 1  

Änderung der Satzung 
 

Die Gebührensatzung zur Satzung über die Benutzung der städtischen Unterkünfte für Geflüchtete in Augsburg vom 06.12.2017 
(ABl. vom 15.12.2017, S. 394) wird wie folgt geändert: 

 
(1) In § 3 wird der Absatz 4 gestrichen. Die folgenden Absätze 5, 6 und 7 werden zu den Absätzen 4, 5 und 6. 
(2) § 4 wird ersetzt durch  

 
„§ 4 

Bemessung der Benutzungsgebühren 
 

(1) 1Die monatliche Benutzungsgebühr je volljähriger Person für die Inanspruchnahme einer Unterkunft in den öffentlichen Einrich-
tungen zur Unterbringung von Geflüchteten nach der Satzung über die Benutzung der städtischen Unterkünfte für Geflüchtete in 
Augsburg einschließlich Heizung, Haushaltsenergie und sonstiger Betriebskosten beträgt für 
1. abgeschlossene Wohneinheiten   161,00 €, 
2. Einzelzimmer     152,00 €, 
3. Mehrbettzimmer bis zu vier Betten     86,00 €, 
4. Mehrbettzimmer ab fünf Betten und sonstige Unterkünfte   71,00 €. 
 

2Darin enthalten sind Gebührenanteile für 
1. Heizung für 

a. abgeschlossene Wohneinheiten in Höhe von  21,00 €, 
b. Einzelzimmer in Höhe von   22,50 €, 
c. Mehrbettzimmer bis zu vier Betten in Höhe von 16,50 €, 
d. Mehrbettzimmer ab fünf Betten und sonstige  

Unterkünfte in Höhe von   16,50 €; 
2. Haushaltsenergie unabhängig von der Zimmerkategorie in Höhe von 20,00 €. 
 
³Bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres beträgt die monatliche Gebühr für 
1. abgeschlossene Wohneinheiten    80,00 €, 
2. Einzelzimmer      72,00 €, 
3. Mehrbettzimmer bis zu vier Betten    52,00 €, 
4. Mehrbettzimmer ab fünf Betten und sonstigen Unterkünften 42,00 €. 
 

4Darin enthalten sind Gebührenanteile für 
1. Heizung in Höhe von   10,50 €, 
2. Haushaltsenergie in Höhe von  10,00 €. 

 
5Eine abgeschlossene Wohneinheit umfasst auch Bad und Küche und steht durch die Abgeschlossenheit nur den Bewohnern der 
Wohneinheit zur Verfügung. 6Bei den Kategorien des Satzes 1 Nr. 2 bis 4 handelt es sich um Zimmer außerhalb abgeschlossener 
Wohneinheiten. 7Bei Mehrbettzimmern wird auf die Kapazität abgestellt. 8Die am ersten Tag eines Monats bewohnte Zimmerkate-
gorie gilt auch bei Wechsel der bewohnten Zimmerkategorie während des laufenden Monats als bis zum Ende des Monats be-
wohnt. 

 
(2) Auf Antrag ist bei Kostenschuldnern, die nicht dem Personenkreis des Art. 1 AufnG unterfallen und für die aus selbst nicht zu 
vertretenden Gründen trotz Hilfebedürftigkeit im Sinne der jeweils maßgeblichen Vorschriften keine Kostenübernahme durch den 
Sozialleistungsträger in Betracht kommt, von der Festsetzung von Unterkunftsgebühren abzusehen oder der Gebührenanspruch 
zu erlassen. 
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(3) Bei Kostenpflichtigen nach § 3 Abs. 2 ist die Höhe der Kosten nach Abs. 1 auf den Differenzbetrag zwischen dem anrechenba-
ren Einkommen und Vermögen einerseits und dem laufenden sozialhilferechtlichen Bedarf andererseits begrenzt.“ 

 
 

§ 2 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Augsburg den 15.12.2023 
gez. Oberbürgermeisterin Eva Weber 
 
 
 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung in der  
Stadt Augsburg (Abfallwirtschaftsgebührensatzung) 

 
Die Stadt Augsburg erlässt aufgrund Art. 7 Abs. 2 und 5 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Entsorgung von 
Abfällen in Bayern (BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. August 1996 (GVBl. S. 396, S. 449, BayRS 2129-2-1-
U), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBl. S. 286), und Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04. April 1993 (GVBl. S 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch § 12 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385), folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung in der Stadt Augsburg vom 12.11.1999 (ABl. S. 258), zuletzt 
geändert durch Satzung vom 08.12.2022 (ABl. vom 23.12.2022, S. 404) wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 5 Buchstabe A werden in Satz 2 die Worte „Gegenstände aus Kunst“ ersetzt durch „Gegenstände aus Kunststoffen“. 
 
2. In § 5 Buchstabe D lautet die Nummer 3 neu:  

 
3.     Anlieferungsgebühren für die Deponie Binsberg (DK II): 
 
3.1  Die Gebühren für die Beseitigung bzw. Verwertung von selbst angelieferten Abfällen auf der Deponie Binsberg für 
Abfälle, die der Deponieklasse II der Deponieverordnung entsprechen, betragen je angefangene 10 kg - wobei auf die 
nächsten vollen 10 kg aufgerundet wird - 1,40 € (140 € pro Tonne) 
 
3.2  Die Gebühren bei zusätzlichem Einbau- und/oder Sortieraufwand (z.B. wg. notwendiger Zerkleinerung aufgrund Sper-
rigkeit, Einbau in vorzubereitende Grube aufgrund fachlicher Vorgaben, stark erhöhtem Staub- oder Geruchsanfall, Auftre-
ten auszusortierender Wertstoffe), betragen je angefangene 10 kg - wobei auf die nächsten vollen 10 kg aufgerundet wird 
- 2,22 € (222 € pro Tonne) 

 
3. Die bisherige § 5 Buchst. D Nummer 3 wird zur neuen Nummer 4. 
 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Augsburg, den 19.12.2023 
 
 
Eva Weber 
Oberbürgermeisterin 
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Förderung in Kindertagespflege in der Stadt Augsburg 

Tabelle der monatlichen Beträge für laufende Geldleistung und zusätzliche Leistungen an selb-
ständige Tagespflegepersonen 

  

gültig ab 01.01.2024       
 
 
Grundentgelte       

        

Buchungszeit in 
Stunden 

in Stunden Mtl. pro Kind 

monatliche För-
derleistung mit 
Grundqualifizie-

rung 

Förderleis-
tung, Sach-
leistung ge-

samt 

Förderleis-
tung, 

Sachleis-
tung ge-

samt 

Mehr-betrag 
I-Kind pro 
Monat För-
derleistung 

Mehrbetrag 
1,25 x SK-

Pauschale für  
Mehraufwand 
PK / SK bei 
GTP Träger-

schaft; 
pro Kind 

Tgl. durch-schnitt-
lich 

wöchentlich Sachleistung 
Förderleistung, alt 

Q I 
TPP-Entgelt 

QIII 

TPP-Ent-
gelt päd. 
Fachkraft 

  SK + PK 

> 2 bis 3 15 113 € 134 € 357 € 417 € 417 € 141 € 

> 3 bis 4 20 150 € 178 € 476 € 556 € 556 € 188 € 

> 4 bis 5 25 188 € 216 € 588 € 688 € 688 € 234 € 

> 5 bis 6 30 225 € 260 € 707 € 827 € 827 € 281 € 

> 6 bis 7 35 263 € 305 € 826 € 966 € 966 € 328 € 

> 7 bis 8 40 300 € 349 € 945 € 1.105 € 1.105 € 375 € 

> 8 bis 9  45 300 € 394 € 1.026 € 1.207 € 1.207 € 375 € 

> 9  50 300 € 438 € 1.108 € 1.308 € 1.308 € 375 € 

        

Randzeitenbetreuung       

        

Buchungszeit in 
Stunden 

in Stunden TPP-Entgelt 

Zuschlag für Er-
satzbe-treuung in 

Randzei-
ten/Stunde 

 Tgl. durch-schnitt-
lich 

wöchentlich monatl. 
zusätzlich zur Er-

satzbetreuung 

bis 1 5 35 € 1,60 € 

> 1 bis 2 10 71 € 1,60 € 

> 2 bis 3 15 106 € 1,60 € 

> 3 bis 4 20 142 € 1,60 € 

 
 
 
 
 
 
 



Amtsblatt der Stadt Augsburg       Nummer 51, 22. Dezember 2023, Seite 515 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Tagespflegeentgelt für Anschlussbetreuung      

maximal 20 Stunden pro Woche   
    

     
    

Buchungszeit in 
Stunden 

in Stunden 

monatliche 
Sachkosten- 
pauschale 
pro Kind 

Förderleistung 
und Sachleistung 

Förderleistung 
und Sachleis-

tung  

Mehrbe-
trag I-Kind 
Förderleis-

tung 

Mehrbetrag 
1,25 x SK-
Pauschale 

für  
Mehrauf-

wand PK / 
SK bei GTP 

Träger-
schaft; 

pro Kind 

tgl. durchschnittli-
che Buchungszeit 

wöchent-li-
che Betreu-
ungs-zeit 

Sachleistung QIII päd. Fachkraft Mtl. 

 

monatlich 

> 1 bis 2 10 75 € 164 € 278 € 278 € 94 € 

> 2 bis 3 15 113 € 246 € 474 € 474 € 141 € 

       

Hinweise       

Die Erstattung der angemessenen Kosten für den Sachaufwand reduziert sich für Kindertagespflegeper-
sonen im Haushalt der Eltern um 50 % 

      
Betreuungen über 50 Wochenstunden nur nach Einzelfallentscheidung 

  
 

       
 

Übernachtungspauschale 28,00 € pro Übernachtung zwischen 21:00 
Uhr und 6:00 Uhr 

zwischen 21:00 Uhr und 6:00 
Uhr 

      

Stundensatz für Ersatzbetreuung:  KTPP  Fachkraft 

Stundensatz:  5,70 € 6,60 € 

      

Der Stundensatz für die Ersatzbetreuung beinhaltet  30 % für Sachkosten   
Ersatzbetreuung in einer Großtagespflege ohne päd. Fachkraft 

Es wird der gesetzliche Mindeststundenlohn gewährt, ab 01.01.2024   12,41 €, Änderun-
gen des Mindestlohn werden berücksichtigt 

 
Stadt Augsburg 
Amt für Kindertagesbetreuung 
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Kindertagespflege Kostenbeitragssätze 2024 

      

Grundbeitrag 
ab 01.01.2024, 

Kinder 
unter 3 Jahre 

ab 01.01.2024, 
Kinder unter 3 

Jahre 

ab 01.01.2024, 
Kinder ab 3. Le-

bensjahr 

ab 01.01.2024, 
Kinder ab 3. Le-

bensjahr 

Buchungszeit in Stunden 
durchschnittlich täglich 

Betreuung wö-
chentlich in 

Stunden 

Kostenbeitrag 
monatlich 

Kostenbeitrag ab 
dem 2. 
Kind 

Kostenbeitrag 
monatlich 

Kostenbeitrag ab 
dem 2. Kind 

> 2 h bis 3 h 15 149 € 119 € 121 € 90 € 
> 3 h bis 4 h 20 200 € 160 € 126 € 100 € 
> 4 h bis 5 h 25 250 € 200 € 208 € 183 € 

> 5 h bis 6 h 30 300 € 240 € 213 € 187 € 
> 6 h bis 7 h 35 350 € 280 € 216 € 191 € 
> 7 h bis 8 h 40 400 € 320 € 219 € 193 € 
> 8 h bis 9 h 45 423 € 339 € 222 € 195 € 

> 9 h 50 428 € 343 € 226 € 198 € 

      

Kostenbeiträge bei Anschlussbetreuung (max. 20 Std./Woche) 
      

Buchungszeit in Stunden durch-
schnittlich 
täglich 

Betreuung wö-
chentlich in 

Stunden 

Kostenbeitrag 
monatlich 

01.01.2024 

   

> 1 h bis 2 h 10 88 € 
   

> 2 h bis 3 h 15 131 € 
   

> 3 h bis 4 h 20 175 € 
   

      

Kostenbeiträge bei Randzeitenbetreuung 

(vor 7:00 Uhr, von 18:00 Uhr bis 21:00 Uhr; an Werktagen sowie an Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen von 
6:00 Uhr bis 21:00 Uhr; max. 20 Std./Woche) 

 
Buchungszeit in Stunden 

Betreuung wö-
chentlich in 

Stunden 

zusätzlicher Kos-
tenbeitrag 
monatlich 

01.01.2024 

   

bis 1 h 5 8,80 € 
 

  
> 1 h bis 2 h 10 12,70 € 

 
  

> 2 h bis 3 h 15 19,10 € 
 

  
> 3 h bis 4 h 20 25,60 € 

 

  
      
Übernachtungspauschale pro Nacht        

  
  2024 

 

   
Pauschale 26,30 € 

 

   
 
 

Übernachtungspauschale: 
In begründeten Fällen sind nach Abstimmung mit der pädagogischen Fachberatung Übernachtungen möglich. Für die 

Betreuungszeiten in der Nacht (21:00 Uhr bis 6:00 Uhr) wird eine Übernachtungspauschale pro Nacht als Kostenbeitrag 

festgesetzt. Für Betreuungen in der Nacht (21:00 Uhr bis 6:00 Uhr) fallen keine zusätzlichen Randzeiten an. 

   Anschlussbetreuung: 
Diese schließt sich einer vorausgegangenen öffentlichen Betreuungsform (z. B. Kindergarten, Krippe, Hort) an. 

 

Stadt Augsburg 
Amt für Kindertagesbetreuung 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 
und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 15.12.2023 folgenden Baugenehmigungsbescheid erlassen:  
  
Aktenzeichen: 630/ BF-2023-252-1D 
Bauvorhaben: Neubau zweier Gauben an einem MFH - Tektur zu BA-2015-494-1 
Baugrundstück: Waterloostr. 18 
Flur Nr.: 506/2 
Gemarkung: Lechhausen 
 
Das o.g. Bauvorhaben wird nach Maßgabe dieses Bescheides und der beiliegenden geprüften Bauvorlagen genehmigt. Die beige-
fügten Beiblätter sind Bestandteil dieses Bescheides. 

Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über den Bauantrag gemäß Art. 53 Abs. 1 Satz 2 BayBO und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) sachlich und örtlich zuständig. 
Das o.g. Bauvorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
Die Genehmigung konnte nach Maßgabe der Prüfvermerke und der festgesetzten Nebenbestimmungen erteilt werden (Art. 68 
BayBO). 
  

Hinweis 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn wird die Zustellung einer Ausfertigung der Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Augsburg ersetzt (Art. 66 Abs. 2 Bayerische Bauordnung).  
Die Baugenehmigung einschließlich der genehmigten Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg 
in Zimmer 145 während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird empfohlen, mit der Sachbearbeiterin, Frau 
Meinreiß, unter der Rufnummer 324 - 12899 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
  

Rechtsbehelfsbelehrung 
  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
  

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 
  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 
fällig. 
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 
und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 15.12.2023 folgenden Baugenehmigungsbescheid erlassen:  
  
Aktenzeichen: 630/ BF-2023-221-20 

Bauvorhaben: 
Neubau eines Mehrfamilienhauses mit Garagen - Tekturantrag zu 630/BF-2022-114-
1 Außenanlagen, Entfall des Duplexparkers 

Baugrundstück: Yorckstr. 66 
Flur Nr.: 467/9 
Gemarkung: Lechhausen 
  
Das o.g. Bauvorhaben wird nach Maßgabe dieses Bescheides und der beiliegenden geprüften Bauvorlagen genehmigt. Die beige-
fügten Beiblätter sind Bestandteil dieses Bescheides. 

Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über den Bauantrag gemäß Art. 53 Abs. 1 Satz 2 BayBO und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) sachlich und örtlich zuständig. 
Das o.g. Bauvorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
Die Genehmigung konnte nach Maßgabe der Prüfvermerke und der festgesetzten Nebenbestimmungen erteilt werden (Art. 68 
BayBO). 
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Hinweis 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn wird die Zustellung einer Ausfertigung der Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Augsburg ersetzt (Art. 66 Abs. 2 Bayerische Bauordnung).  
Die Baugenehmigung einschließlich der genehmigten Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg 
in Zimmer 147 während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird empfohlen, mit der Sachbearbeiterin, Frau 
Weidauer, unter der Rufnummer 324 - 12899 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
  

Rechtsbehelfsbelehrung 
  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
  

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 
  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 
und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 19.12.2023 folgenden Baugenehmigungsbescheid erlassen:  
  
Aktenzeichen: 630/ NU-2023-52-1D 

Bauvorhaben: 
Nutzungsänderung einer Wohnung in eine möblierte Unterkunft zur tageweisen Ver-
mietung (Ferienwohnung) 

Baugrundstück: Gögginger Str. 30 
Flur Nr.: 4976 
Gemarkung: Augsburg 
  
Das o.g. Bauvorhaben wird nach Maßgabe dieses Bescheides und der beiliegenden geprüften Bauvorlagen genehmigt. Die bei-
gefügten Beiblätter sind Bestandteil dieses Bescheides. 

Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über den Bauantrag gemäß Art. 53 Abs. 1 Satz 2 BayBO und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) sachlich und örtlich zuständig. 
Das o.g. Bauvorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
Die Genehmigung konnte nach Maßgabe der Prüfvermerke und der festgesetzten Nebenbestimmungen erteilt werden (Art. 68 
BayBO). 

Hinweis 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn wird die Zustellung einer Ausfertigung der Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Augsburg ersetzt (Art. 66 Abs. 2 Bayerische Bauordnung).  
Die Baugenehmigung einschließlich der genehmigten Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg 
in Zimmer 143 während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird empfohlen, mit der Sachbearbeiterin, Frau 
März, unter der Rufnummer 324 - 12899 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
  

Rechtsbehelfsbelehrung 
  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
  

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 
  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
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Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
 
 


